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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 1/2017 
ASS Nr. 1/2016 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 10.01.2017 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel der Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 10.01.2017, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 62/2016 

vom 06.10.2016 und Nr. 71/2016 vom 22.11.2016 
 

5 Erstellung eines Schulentwicklungsplanes für die städtischen Schulen 
im Stadtgebiet Bornheim 

055/2017-5 

6 Mittelverwendung "Gute Schule 2020" 060/2017-5 
7 Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen 

(ASS 22.11.2016) 
904/2016-2 

8 Arbeitsplätze für Flüchtlinge 
(Rat 08.12.2016) 

965/2016-11 

9 Antrag der FDP-Fraktion vom 07.12.2016 betr. Spielgeräte auf den 
Schulhöfen der Grundschulen 

030/2017-5 

10 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und Die 
Linke vom 12.12.2016 betr. Nachhaltige Maßnahme zur Steigerung 
der Biodiversität beim Straßenbegleitgrün mit zusätzlicher Begleitbe-
schriftung als Lernoption 

043/2017-5 

11 Mitteilung betr. Schulstatistik 2016/2017 023/2017-5 
12 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städtischen 

Schulen 
 

13 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

006/2017-1 

14 Anfragen mündlich  
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 Nicht-öffentliche Sitzung 
 

 

15 Vergabe des Auftrages für Schreinerarbeiten zum Neubau des Über-
gangswohnheimes Ackerweg 

957/2016-1 

16 Vergabe des Auftrages zur Vorbereitung und Durchführung einer 
Funktionalausschreibung zur Erweiterung der Europaschule Bornheim 
durch einen Totalunternehmer an einen externen Dienstleister 

002/2017-1 

17 Vergabe des Auftrages für Architektenleistungen zur Sanierung der 
Turnhallen der Grundschulen Bornheim und Sechtem 

059/2017-1 

18 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

007/2017-1 

19 Anfragen mündlich  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Wilfried Hanft beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Niederschrift 
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Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wandel der Stadt 
Bornheim am Donnerstag, 06.10.2016, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, 
Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 62/2016 

  Nicht-öffentliche Sitzung  ASS Nr. 5/2017 
 
Anwesende 
Vorsitzender 
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  

Mitglieder 
Aharchi, Loubna SPD-Fraktion  
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Dresen, Hermann-Josef UWG/Forum-Fraktion ab 18.10 Uhr 
Horch, Georg fraktionslos  
Jaritz, Karin SPD-Fraktion  
Krüger, Ute SPD-Fraktion  
Meiswinkel, Hildegard CDU-Fraktion  
Müller, Marc CDU-Fraktion ab 18.15 Uhr 
Müller (Holzweg), Josef UWG/Forum-Fraktion  
Oster, Thomas CDU-Fraktion  
Quadt-Herte, Manfred Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmitz, Rolf CDU-Fraktion  
Schnitker, Michelle Fraktion-DIE LINKE  
Schreiber, Margarete CDU-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  
Westphal, Ewald SPD-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Fritz, Bernd Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Kabon, Matthias FDP-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Burghoff Hernández, Maximilian Jugendparlament  
Erdorf, Rainer Stadtschulpflegschaft  
Grote, Martin Katholische Kirche  
Lauer, Andrea Schulleiter  
Nickel, Gabriele Ev. Kirche  
Rothkegel, Gisela Inklusionsbeauftragte  
Scheuer, Uta Grundschule bis TOP 10 

stv. beratende Mitglieder 
Domscheit, Petra Grundschule ab TOP 11 
Kreutzer, Andreas Gesamtschule  
Lederer, Volker Seniorenbeirat  
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Verwaltungsvertreter 
Bach, Bernhild  
Mandt, Thomas  
Over, Willi  
von Bülow, Alice Beigeordnete  

Schriftführerin 
Fuhs, Sarah  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Becker, Christoph Gesamtschule  
Dubois, Christian Gymnasium  
Flamme, Christina CDU-Fraktion  
Föhmer, Franziska Dr. Förder-/Verbundschule  
Geschwind, Astrid Sekundarschule  
Klar, Rainer Dr. Seniorenbeirat  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion  
Schoeneberg, Robert Dr. Hauptschule  
Sonntag, Simon Stadtschülervertretung  
Zander, Steffen FDP-Fraktion  
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 40/2016 vom 

21.06.2016 
 

5 Antrag der SPD-Fraktion vom 18.08.2016 betr. zukünftige Nutzung 
des Sportplatzes Rösberg 

718/2016-11 

6 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 06.09.2016 betr. Raumkonzep-
te der weiterführenden Schulen 

766/2016-5 

7 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städtischen 
Schulen 

 

8 Mitteilung betr. Unterbringung von Flüchtlingen 773/2016-1 
9 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 

Sitzungen 
771/2016-1 

10 Anfragen mündlich  
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wilfried Hanft eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und 
demographischen Wandel der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist und dass der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel be-
schlussfähig ist. 
 
Der Ausschuss beschließt auf Vorschlag des AV Hanft, 
 
1. den Tagesordnungspunkt 12 abzusetzen, da diese bereits vorab von der Ver-

waltung zurückgezogen wurde. 
 

- Einstimmig - 
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Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-5, 3 und 8, ab 6, 7, 9 und 10.  
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
Frau Sarah Fuhs ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
Es wurden keine Ausschussmitglieder verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  
Die Einwohnerfragestunde wurde von AV Hanft unter TOP 3 aufgerufen. Es lagen keine 
schriftlichen Anfragen vor. Seitens der anwesenden Bürger wurden keine Fragen gestellt. 
Nach Beschlussfassung des TOP 5 wurde die Einwohnerfragestunde von AV Hanft erneut 
aufgerufen, da von den anwesenden Bürgern nunmehr Fragebedarf signalisiert wurde.  
 
Frage Frau Kuhl, Anwohnerin Maarpfad: Wie wollen Sie es schaffen, diesen sozialen Brenn-
punkt aus Flüchtlingen und sozialschwachen Menschen nicht zu einem Ghetto werden zu 
lassen, zumal sich bereits gegenüber das sogenannte „Bunte Viertel“ befindet, welches seit 
zwanzig Jahren Probleme bereitet?  
Antwort:  
Nach interfraktionellen Gesprächen besteht bezüglich der Standorte zur Flüchtlingsunter-
bringung noch erheblicher Klärungsbedarf. Es müssen neue Standorte festgelegt werden. Es 
wird um Geduld gebeten, weitere Gespräche hierzu werden geführt. 
 
Frage einer Anwohnerin: Welche Verfahrungsweisen werden zur Lokalisation der Flücht-
lings-unterkünfte gewählt und wie sieht die Bürgerbeteiligung hierzu aus? 
Antwort:  
Es gibt Befragungen in den einzelnen Ortschaften, unter Einbeziehung der jeweiligen Orts-
vorsteher. Bestimmte Voraussetzungen für die Standortbestimmung müssen vorliegen: ge-
wisse Größe, versorgungsnahe Standorte und Anbindung an den ÖPNV.  
Für den geplanten Standort „Maarpfad“ ist die Größe strittig, daher wird hier zunächst noch-
mals in der Politik diskutiert. Im Anschluss daran werden die Bürger beteiligt. 
Frage: Gibt es Konzepte zur Zentralisierung von Flüchtlingen? 
Antwort:  
Grundsätzlich besteht ein Konsens langfristig die bestehenden Containerlösungen abzu-
schaffen und Unterbringungsmöglichkeiten innerhalb der Ortschaften zu finden. Es ist jedoch 
nicht leicht, entsprechenden Wohnraum zu finden, daher werden zentrale Unterbringungs-
standorte zurzeit noch benötigt. 
 
Frage Herr Kurth: Aufgrund des geplanten neuen Baugebietes mit Sozialwohnungen im Be-
reich Maarpfad, Koblenzer Straße und Herseler Straße wird es sicherlich zu weiteren Ver-
schärfungen der Wohnsituation kommen. Welche Maßnahmen sind geplant um dies zu ver-
hindern? Außerdem wäre eine gerechtere Aufteilung der Flüchtlingsunterbringung in den 
anderen Ortschaften wünschenswert, da durch die aktuelle politische Situation weniger 
Flüchtlinge nach Deutschland kommen, bzw. Rückführungen stattfinden. Warum reichen die 
derzeitigen Standorte zur Flüchtlingsunterbringung nicht aus?  
Antwort: Es besteht ein ständiger Austausch mit der Bezirksregierung hinsichtlich der mut-
maßlichen Zuweisungen an die Stadt Bornheim. Betreffend Haushalts- und Unterbringungs-
planungen mussten Prognosen getroffen werden, die ggf. zu korrigieren sind.  
Es wurden Standorte beschlossen, die jedoch baurechtlich nur für eine gewisse Zeit zulässig 
sind. Diese Standorte müssen vermutlich ersetzt werden, denn die Container können nicht 
auf Dauer in den Außenbereich gestellt werden. 

8/129



62/2016  Seite 4 von 6 

Festbauten sollen als Unterbringungslösungen geschaffen werden und bieten auch aus kos-
tenwirtschaftlicher Sicht eine Perspektive für die Nachnutzung. Sozialverträglichkeit spielt 
eine Rolle und wird auf jeden Fall betrachtet. Allerdings wird nochmals um Geduld gebeten, 
da hierzu noch intern Diskussionsbedarf besteht. 
Frage Herr Kurth: Wie lange muss ich Geduld haben, zumal ich gehört habe, dass die Ver-
waltung bereits dazu angehalten wurde, diese Grundstücke zu kaufen? 
Antwort:  
Die Entscheidung hierüber wird von der Politik getroffen, also von Ihren gewählten Vertre-
tern; das Ganze ist daher auch transparent. Es ist notwendig, dass dieses Jahr noch eine 
Entscheidung getroffen wird. Dem Rat ist es immer ein Anliegen gewesen, möglichst viele 
Ortschaften in dieses Konzept miteinzubeziehen. 
Frage Herr Kurth: Gibt es denn in unserer Stadt einen Ort, der so viele Leute untergebracht 
hat?  
Antwort:  
Spätestens zur nächsten Ausschusssitzung gibt es eine Aufstellung, was die Unterbringung 
von Flüchtlingen in den einzelnen Ortschaften angeht. 
Roisdorf wurde bislang bewusst von größeren Anlagen ausgenommen. Andere Ortsteile 
(z.B. Sechtem) sind aktuell teilweise mehr belastet worden. 
 
Frage eines Anwohners: betr. Unterbringung von Flüchtlingen 
Antwort:  
Die Verwaltung weist die Flüchtlinge in eine Unterkunft ein. Zur Entzerrung sind bereits eini-
ge Flüchtlinge in eine andere Unterkunft umgezogen. Die Kapazitätsmöglichkeit wird hierbei 
beachtet. 
 
Frage Herr Krause: Wie sieht es mit der Gegenfinanzierung aus? 
Antwort:  
Unterschiedlich, denn sobald Flüchtlinge noch nicht anerkannt sind, finanziert die Stadt 
Bornheim vor. 
Dafür werden Pauschalmittel ausgezahlt, jedoch sind diese für die Stadt Bornheim nicht aus-
kömmlich. Die Stadt Bornheim verfügt nicht über genug Wohnräume. Politisch wird dies auf 
Landesebene diskutiert.  
Frage Herr Krause: betr. Kostenumlegung auf die Bürger: 
Antwort: Dies ist eine bundesweite Diskussion. Die Gegenfinanzierung oder die solidarische 
Finanzierung ist hier nicht auskömmlich. Alles, was darüber hinaus finanziert wird, belastet 
den Haushalt. 
Frage Herr Krause: Hat man genügend Mittel beim Bund beantragt? 
Antwort:  
Seitens der Verwaltung sind vielfältige Anstrengungen unternommen worden, um die Fi-
nanzzuweisungen des Bundes und des Landes vollkommen auszuschöpfen. Es gibt weitere 
Bestrebungen sowohl vom Bund und als auch vom Land, die Finanzhilfen für die Kommunen 
noch weiter auszudehnen, z.B. wird das 5-Milliarden-Programm in 2017 wirksam. 
Frage Herr Krause: Gibt es eine prozentuale Angabe? 
Antwort:  
Es gibt keine prozentuale Regelung. Im Rahmen des Nachtragshaushaltes wurde dieses 
Problem nochmal transparent gemacht. Diskussion hier leider schwierig. 
Es muss zu einer einheitlichen Formulierung aller betroffenen Kommunen kommen. 
 
Frage eines Anwohners betr. Zuweisung der Flüchtlinge 
Antwort:  
Die Verwaltung ist im ständigen Kontakt mit der Bezirksregierung Arnsberg, die die zahlmä-
ßigen Zuweisungen der Stadt Bornheim mitteilt. Die Zuweisungen werden vom Bund auf die 
Länder und Kommunen heruntergebrochen, daher kann diese Frage nicht auf kommunaler 
Ebene beantwortet werden. 
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Frage eines Anwohners betr. Austausch der Schulen mit Rücksicht auf Sozialraumbetrach-
tung mit möglichst gleichmäßiger Verteilung der Flüchtlinge 
Antwort:  
Mit den Schulen ist man im ständigen Austausch bezüglich der Unterstützung. Es wird auf 
die Standorte Rücksicht genommen. Der Sozialraum wird in allen Ortsteilen von Bornheim 
betrachtet, um eine stabile Grundlage für die Integration zu schaffen. Verschiedene unter-
stützende Maßnahmen laufen. Darüber hinaus ist man auch mit den Kindergärten in Diskus-
sion. 
 
Frage Herr Grings: Wurde bei der Standortfindung für den Standort Roisorf „Maarpfad“ be-
rücksichtigt, dass dieser Standort direkt an einer alten Grube liegt? Durch die für eine Fest-
bauweise erforderlichen Erdbewegungen könnte dies zu Problemen führen (Altlasten etc.)  
Antwort:  
Ihre Frage wird mitgenommen und in der nächsten ASS-Sitzung beantwortet. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 40/2016 
vom 21.06.2016 

 

Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel erhebt gegen den Inhalt 
der Niederschrift über die Sitzung Nr. 40/2016 vom 21.06.2016 keine Einwände. 
 

5 Antrag der SPD-Fraktion vom 18.08.2016 betr. zukünftige Nut-
zung des Sportplatzes Rösberg 

718/2016-11 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beauftragt die Verwaltung 

1. die Möglichkeiten der zukünftigen Nutzung für den Sportplatz in Rösberg und Perspekti-
ven zu einer Neugestaltung des Geländes aufzuzeigen,  

2. ein Konzept für die zukünftige Nutzung des Sportheimes unter Einbeziehung der Orts-
vereine und der Rösberger Bürger zu erstellen, 

3. die zuständigen Ausschüsse hierüber zu unterrichten und eine Konzeption vorzulegen. 
 
- Einstimmig - 
 

6 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 06.09.2016 betr. Raumkon-
zepte der weiterführenden Schulen 

766/2016-5 

Eine ausführliche Beantwortung erfolgt in der Ausschusssitzung am 22.11.2016. 
 
- vertagt -  
 

7 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städti-
schen Schulen 

 

Es gibt keine neuen Mitteilungen seitens der Verwaltung.  
Generelle Ausführungen zu  
Sachstand der Baumaßnahmen an städtischen Schulen werden in der Ausschusssitzung am 
22.11.2016 mitgeteilt. 
 

8 Mitteilung betr. Unterbringung von Flüchtlingen 773/2016-1 
Von Frau von Bülow wird vorgeschlagen, den Tagesordnungspunkt 8 vorzuziehen und nach 
dem Tagesordnungspunkt 3 zu behandeln. 
 
Frau von Bülow berichtet über den aktuellen Sachstand zur Unterbringung von Flüchtlingen. 
 
In der 37. und 38. Kalenderwoche konnten beim BAMF in Dortmund 450 Flüchtlinge ihren 
Antrag stellen. Die erste und zweite Anhörung ist größtenteils bereits dort ebenfalls erfolgt. 
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Eine genaue Rückmeldung gibt es derzeit noch nicht. Die Verwaltung hat am 06.10.16 eine 
Liste vom BAMF erhalten, die aber noch ausgewertet wird. Im Laufe der nächsten Woche 
kann dann ein aktueller Stand ermittelt werden. 
 
Viele konnten den Antrag stellen und sind somit im Asylverfahren. Dadurch vollzieht sich 
durch die Anerkennung ein Statuswechsel. Aus finanzieller Sicht kommt es daher zu einer 
Entlastung des kommunalen Haushaltes.  
 
Zu der Unterbringung kann folgendes mitgeteilt werden:  
Die Unterkunft „Im Ühlchen“ konnte geschlossen werden. Hier läuft Ende Oktober der Miet-
vertrag aus. Diese ist bereits leer, kann aber bei einem Engpass durch das vereinbarte Opti-
onsrecht wieder bezogen werden. 
Die Containeranlage in Sechtem wurde mit 70 Personen in Betrieb genommen, jedoch ist 
diese noch nicht voll belegt. Eine weitere Anlage in Hemmerich ist nun betriebsbereit, da 
noch Nachbesserungsarbeiten stattfanden.  
Reserven reichen um den bisherigen prognostizierten Zulauf aufnehmen zu können. Es wird 
davon ausgegangen, dass man erst im Frühsommer in eine Unterbringungsschwierigkeit 
geraten könnte.  
 
Was die weitere Versorgung von Flüchtlingen oder die ehrenamtliche Unterstützung angeht, 
kann folgendes berichtet werden:  
In der Secundastr. konnten noch leerstehende Räumlichkeiten den Ehrenamtlern zur Verfü-
gung gestellt werden. Hier finden, über den Sprachkurs hinaus, auch Betreuungsangebote 
statt. Ein vielfältiges Angebot ist vorgesehen. 
 
- Kenntnis genommen -  
 

9 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

771/2016-1 

- Kenntnis genommen -  
 

10 Anfragen mündlich  
AM Herr Quadt-Herte: Ich habe bisher noch keine Einladung zur Zukunftswerkstatt erhalten? 
Wann erfolgt die Einladung?  
Antwort: Die Zukunftswerkstatt findet am 24.11. und 25.11.2016 in Bad Breisig statt. Eine 
formelle Einladung erfolgt in der nächsten Woche. 
 
 
Ende der Sitzung: 19:45 Uhr 
 
 
 
 
 
 
gez. Wilfried Hanft  gez. Sarah Fuhs 
Vorsitz  Schriftführung 
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Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wandel der Stadt 
Bornheim am Dienstag, 22.11.2016, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, 
Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 71/2016 

  Nicht-öffentliche Sitzung  ASS Nr. 6/2017 
 
Anwesende 
Vorsitzender 
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  

Mitglieder 
Aharchi, Loubna  SPD-Fraktion ab TOP 7  
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Flamme, Christina CDU-Fraktion  
Fritz, Bernd Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Horch, Georg fraktionslos  
Jaritz, Karin SPD-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion  
Krüger, Ute SPD-Fraktion  
Müller (Holzweg), Josef UWG/Forum-Fraktion  
Müller, Marc CDU-Fraktion  
Oster, Thomas CDU-Fraktion  
Quadt-Herte, Manfred Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmitz, Rolf CDU-Fraktion  
Schnitker, Michelle Fraktion-DIE LINKE  
Schreiber, Margarete CDU-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  
Westphal, Ewald SPD-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Kabon, Matthias FDP-Fraktion  
Keßel, Sven UWG/Forum-Fraktion  
Tourné, Peter Dr. SPD-Fraktion bis TOP 6 

beratende Mitglieder 
Becker, Christoph Gesamtschule  
Dubois, Christian Gymnasium  
Föhmer, Franziska Dr. Förder-/Verbundschule  
Geschwind, Astrid Sekundarschule  
Grote, Martin Katholische Kirche  
Jander, Silvio Verein Bornheimer Flücht-
lingshilfe e.V. 

 

Lauer, Andrea Schulleiter  
Rothkegel, Gisela Inklusionsbeauftragte  
Scheuer, Uta Grundschule  

stv. beratende Mitglieder 
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Lederer, Volker Seniorenbeirat  

Verwaltungsvertreter 
Cugaly, Ralf  
Hill, Konrad  
Joisten, Sonja  
Kaufhold, Hannah  
Mandt, Thomas  
Over, Willi  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
von Bülow, Alice Beigeordnete  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Burghoff Hernández, Maximilian Jugendparlament  
Dresen, Hermann-Josef UWG/Forum-Fraktion  
Erdorf, Rainer Stadtschulpflegschaft  
Klar, Rainer Dr. Seniorenbeirat  
Nickel, Gabriele Ev. Kirche  
Schoeneberg, Robert Dr. Hauptschule  
Sonntag, Simon Stadtschülervertretung  
Zander, Steffen FDP-Fraktion  
 
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 51/2016 vom 

07.09.2016 
 

5 Anmeldeverfahren für die Aufnahme der Schülerinnen und Schüler in 
die weiterführenden Schulen im Schulträgerbereich der Stadt Born-
heim zum Schuljahr 2017/18 

862/2016-5 

6 Standorte zur Flüchtlingsunterbringung und für sozialen Wohnungs-
bau 

910/2016-7 

7 Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen 904/2016-2 
8 Antrag des Vereins Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V.auf Aufnahme in 

das Verzeichnis der als  förderungswürdig anerkannten Vereine 
791/2016-11 

9 Antrag des Vereins "Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V. auf Förderung 935/2016-5 
10 Antrag der Bornheimer Musikschule betr. Förderung für Maßnahmen 

im Bereich der Flüchtlingshilfe 
919/2016-5 

11 Antrag der SPD-Fraktion vom 09.10.2016 betr. Investitionsprogramm 
"Gute Schule 2020" der NRW-Landesregierung 

856/2016-5 

12 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10.10.2016 betr. 
"Gute Schule 2020" - Investitionsmittel abrufen 

854/2016-5 

13 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, Die 
LINKE, FDP, SPD und UWG vom 14.10.2016 betr. Bornheimer Erklä-
rung zur schulischen Inklusion 

872/2016-5 

14 Anregung nach §24 GO vom 04.06.2016 betr. Namensnennung Euro-
paschule 

513/2016-5 
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TOP Inhalt Vorlage Nr. 
15 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städtischen 

Schulen 
 

16 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 06.09.2016 betr. Raumkonzep-
te der weiterführenden Schulen 

868/2016-5 

17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

911/2016-1 

18 Anfragen mündlich  
 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wilfried Hanft eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und 
demographischen Wandel der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist und dass der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel be-
schlussfähig ist. 
 
Der ASS beschließt  
1. die Tagesordnungspunkte 11 und 12 zusammen zu behandeln und 

 
2. den Tagesordnungspunkt 20 von der Tagesordnung abzusetzen. 

 
Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-18. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
Beschluss: 
Frau Altaner und Frau Joisten werden zu Schriftführerinnen für den Ausschuss für Schule, 
Soziales und demographischen Wandel bestellt. 
 
- Einstimmig -  
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
Der neu gewählte sachkundige Bürger Herr Sven Keßel wurde durch den AV Herrn Wilfried 
Hanft eingeführt und in feierlicher Form zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Wahrneh-
mung seiner Aufgaben verpflichtet, indem er durch Erheben von seinem Platz, während sich 
auch alle anderen Anwesenden von ihren Plätzen erheben, sein Einverständnis mit folgen-
der Formel bekundet: 
 
"Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahrneh-
men, das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine 
Pflichten zum Wohle der Stadt erfüllen werde." 
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3 Einwohnerfragestunde  

Mündliche Einwohnerfragen 
Herr Pascal Mandt, Brenig, betr. Freiwilliges Soziales Jahr 
Warum ist es nicht möglich in der Stadt Bornheim eine Stelle für ein Freiwilliges Soziales 
Jahr zu finden? 
Antwort: 
Herr Mandt wurde gebeten sich ans Sozialamt zu wenden, damit Entsprechendes veranlasst 
werden kann. 
 
Herr Joachim Schallenberg, Widdig, betr. Grundstück Kölner Landstraße nicht zur Flücht-
lingsunterbringung sondern Entwicklung für Einkaufsmöglichkeiten  
Wie stellt sich die Grundstücksfrage zur Bebauung für den Einzelhandel dar? 
Antwort: 
Die Fragestellung Einzelhandelsgrundstück hat die Stadt parallel erreicht. Hier wurden Ge-
sprächstermine mit möglichen Investoren vereinbart und diese Frage wird geklärt. Sollte sich 
dieses Interesse verfestigen und eine planerische Chance zur Ansiedlung eines Einzelhan-
delsmarktes im Bereich Widdig da sein, soll diese Chance, nicht durch eine vorzeitige Nut-
zung für die in der Vorlage genannten Zwecke verhindert werden, sondern man wird bemüht 
sein eine gemeinsame, abgestimmte Lösung zu finden. 
 
Herrn Johannes Schmitz, Merten, betr. Informationsblatt mit dem Hinweis auf die heutige 
Veranstaltung (Sitzung des Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel) 
1. Ist der Verteiler dieses Schreibens anwesend und möchte er seine Anonymität 

aufgeben? 
Antwort: 
Niemand meldet sich hierauf. 
 
2. Ist der Verwaltung bzw. dem Rat bekannt, dass ein solches Schreiben existiert 

und hat sie dies möglicherweise zur strafrechtlichen Verfolgung an die Staatsan-
waltschaft weitergeleitet? 

Antwort: 
Dass ein Schreiben in Mertener Briefkästen eingeworfen wurde, ist aus der Presse bekannt. 
Vor Beginn der Sitzung wurde der Stadtverwaltung ein Exemplar übergeben. Dies wird juris-
tisch überprüft. 
 
Herr Vendel, Bornheim, betr. 4 Standorte zur zentralen Unterbringung von Flüchtlingen 
1. Kann die Stadt gewährleisten, dass hier der Sicherheit der Bevölkerung, der 

Nachbarn und der Anlieger Rechnung getragen wird und es nicht zu Konflikten 
und zu einem sozialen HotSpot kommt? 

Antwort: 
Der Ergänzungsvorlage ist zu entnehmen, dass dort Wohneinheiten mit einer maximalen 
Belegungszahl für die Standorte angedacht sind. Eine dezentrale Versorgung ist zu bevor-
zugen. In den Vorlagen werden keine großen Heimanlagen geplant. Es handelt sich dabei 
um kleinere Wohnungen und diese können im Notfall, sollte eine Situation ähnlich wie 2015 
bestehen, deutlich dichter belegt werden, als man das anstrebt.  
Der Verwaltung ist nicht bekannt, dass es zu Übergriffen im Umfeld der Flüchtlingsunterkünf-
te gekommen ist.  
Aus der Erfahrung der letzten 1 ½ Jahren kann gesagt werden, dass der Zuspruch der Ein-
wohner, die sich ehrenamtlich um Flüchtlinge kümmern, sehr groß ist und diese sehr profes-
sionell arbeiten. Soweit Standorte entwickelt werden, bei denen Flüchtlinge untergebracht 
werden, wird bezüglich einer entsprechenden Betreuung zuvor mit den Ehrenamtskreisen 
gesprochen. Dies ist an allen Standorten der Fall.  
 
2. Wird der Wachdienst auch die Festbauten betreuen? 
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Antwort: 
Bis die Festbauten, die jetzt in der Planung sind, gebaut sind, vergeht noch einige Zeit. Es 
wird immer auf Grund der aktuellen „Gefährdungslage“ entschieden. Derzeit wird auch die 
Einrichtung eines Ordnungsaußendienstes diskutiert. All dies wird in der Situation, in dem 
Jahr, wo die Festbauten fertiggestellt sind, festgelegt werden. Die Verträge mit dem Wach-
dienst werden für 1 Jahr abgeschlossen. 
 
Frau Iris Bleeck, Rösberg-Hemmerich, betr. Flüchtlingsunterkunft im Landschaftsschutzge-
biet, Investor möchte 3 Mehrfamilienhäuser bauen 
1. Warum gibt es eine neue Versiedlung eines Landschaftsschutzgebietes? 

 
2. Warum wird kein Kontakt mit Herrn Utzenoff aufgenommen? 

 
Antwort: 
Mit Herrn Utzenoff besteht Kontakt im Rahmen der Baugebietsentwicklung. Bisher war ein 
Mehrfamilienhaus vorgesehen. Wenn er mehr Mehrfamilienhäuser dort vorsehen möchte, ist 
dies eine gute Sache. Es wird darauf hingewiesen, dass der Rat intensiv über die Frage der 
Forcierung des Wohnungsbaus, insbesondere des Sozialwohnungsbaus, in Bornheim mit 
dem Ziel diskutiert, hier deutlich verstärkt diejenigen unterzubringen, die am Wohnungsmarkt  
Schwierigkeiten haben. Das sind neben Flüchtlingen auch junge Familien oder Mitarbeiter 
von Betrieben mit einem durchschnittlichen Einkommen, die berechtigt wären, einem Wohn-
berechtigungsschein zu erhalten. Hier möchte die Stadt dafür sorgen, dass in Bornheim hin-
reichend Wohnraum für diese Menschen bereitgehalten wird. 
Alle Standorte, die der Stadt angeboten werden, werden geprüft. Das schließt nicht aus, 
auch weitere Mehrfamilienhäuser mit einer entsprechenden Quote des sozialen Wohnungs-
baus zu entwickeln. Wenn Herr Utzenoff hier Grundstücke der Stadt anbietet, wird dies ge-
prüft, und wenn diese geeignet sind, wird die Verwaltung dem Rat vorschlagen diese ggfls. 
zu erwerben und so zu nutzen, wie die Standorte, wie sie heute hier in der Vorlage Nr. 
910/2016-7 dargestellt sind. 
 
Herr Bernd Pfaff  
Warum gab es ein Schwimmbadverbot für Asylanten, wenn der Stadt keine Übergriffe be-
kannt sind? 
Antwort: 
Der Vorgang Hallenfreizeitbad zeigt, dass die Verwaltung sofort mit entsprechender Schärfe 
reagiert, sollte sich jemand in Bornheim unzulässiger Weise betätigen oder äußern. Neue 
Vorfälle sind nicht eingetreten. Sobald jemand Hinweise gibt, auf klare, problematische Ver-
haltensweisen im Umfeld von Wohnquartieren, wird sich die Stadt darum kümmern. 
In der letzten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses war die Polizeipräsidentin anwe-
send und hat zur Kriminalität in Bornheim Rede und Antwort gestanden und auch da konnten 
für Bornheim keine Auffälligkeiten berichtet werden. 
 
Herr Klaus-Jürgen Bleeck  
Wann hat die Stadt Bornheim vor in Rösberg zu bauen? 
Antwort: 
Wie schnell ein Baugebiet realisiert wird, hängt von den Investoren ab, die die Planung be-
treiben. Planungsprozesse können 4-5 Jahre dauern, aber auch kürzer sein. Dies ist nur 
bedingt durch die Verwaltung zu begleiten. Wenn die Planung hinreichend konkret, ausge-
wogen und abgestimmt ist, lässt sich die Planung zeitnäher durchführen. Ob und in welchem 
Umfang diese umgesetzt werden, ist eine weitere Frage der Förderung, die zu klären ist und 
laufend eingehender Alternativangebote, die ggfls. genutzt werden können. Hier haben die 
Gremien zu entscheiden, ob etwas alternativ oder additiv erfolgt. Nachdem was an Diskussi-
onen wahrgenommen wurde, sollen in den nächsten Jahren ca. 300-500 Sozialwohnungen 
hier in Bornheim errichtet werden. Es werden Anregungen aufgenommen und auf Grund-
stücksangebote wird die Stadt eingehen.  
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Herr Korte betr. Vorkommnisse am 31.12. in Köln 
Nach welchen Kriterien wurden die 4 Standorte ausgesucht? Werden Sicherheitsaspekte 
berücksichtigt und warum wird auf dem Rathausparkplatz keine Flüchtlingsunterkunft errich-
tet? 
Antwort: 
Auf dem Rathausparkplatz stand vor geraumer Zeit eine Flüchtlingsunterkunft, die gut funkti-
oniert hat. Derzeit wird der Bereich von den Maltesern genutzt, so dass derzeit das Rathaus-
umfeld nicht zur Verfügung steht. 
Anfang des Jahres wurde die weitere Entwicklung zum Thema Flüchtlinge und soziales 
Wohnen in Festbauten mit allen Ortsvorstehern diskutiert. Das Grundstücksangebot war 
überschaubar. Allen Grundstücksangeboten, die der Stadt konkret gemacht werden, wird 
nachgegangen.  
Zur Frage der Sicherheit kann gesagt werden, dass folgende Aspekte zunächst geprüft wer-
den, wenn ein konkretes Angebot gemacht wird. Ist dieses Grundstück so am Ortsrand gele-
gen, dass ein baulicher Zusammenhang zum Ort hergestellt werden kann? Gibt es hier hin-
sichtlich der normalen Straßen-, Abwasser-, Wasser- und Stromversorgung eine gewisse 
Nähe und Erreichbarkeit, so dass das Grundstück erschlossen werden kann? Nach diesen 
Fragen ist auch eine Sicherheitsfrage zu stellen. In der Vorlage wurde deutlich gemacht, wo 
derzeit wie viele Flüchtlinge wohnen. Dies ist ein dezentrales Konzept, bis auf die größeren 
Containeranlagen, die nicht als dauerhafter Wohnort dienen. 
Die bisherigen Erfahrungen mit den Flüchtlingen und Ehrenamtlern zeigen, dass es sich um 
ein Sicherheitskonzept handelt, welches auch durch das Polizeipräsidium Bonn bestätigt 
wurde. 
 
Frau Iris Bleeck  
Warum nimmt man das Angebot des Biobauern Bursch, einen Mehrgenerationenhof zu bau-
en, nicht in Anspruch? 
Antwort: 
Wenn jemand ein Mehrgenerationenhaus bauen möchte, soll er sich gerne bei der Stadtver-
waltung melden. Definitiv ist das Grundstück an der Nelkenstraße/Husenbergweg nicht ge-
eignet, weil es deutlich im Außenbereich liegt. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 51/2016 
vom 07.09.2016 

 

Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel erhebt gegen den Inhalt 
der Niederschrift über die Sitzung Nr. 21/2016 vom 07.09.2016 keine Einwände. 
 

5 Anmeldeverfahren für die Aufnahme der Schülerinnen und Schü-
ler in die weiterführenden Schulen im Schulträgerbereich der 
Stadt Bornheim zum Schuljahr 2017/18 

862/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen 
zum Anmeldeverfahren für die Aufnahme der Schülerinnen und Schüler in die allgemeinbil-
denden weiterführenden Schulen im Schulträgerbereich der Stadt Bornheim zum Schuljahr 
2017/18 zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
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6 Standorte zur Flüchtlingsunterbringung und für sozialen Woh-

nungsbau 
910/2016-7 

Die einzelnen Punkte werden auf Antrag der CDU-Fraktion getrennt abgestimmt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
1. beauftragt die Verwaltung zu folgenden Standorten Bürgergespräche durchzufüh-

ren und beschließt unter dem Vorbehalt der Durchführung der Bürgergespräche,  

a mit dem Eigentümer des Grundstückes Händelstraße in Merten (Fläche hinter 
dem Friedhof) den Standort für die dauerhafte Unterbringung von Flüchtlingen mit 
Folgenutzung im Rahmen des öffentlich geförderten Wohnungsbaus weiter zu 
verhandeln, 

b den Standort Kuckucksweg zur Flüchtlingsunterbringung mit bis zu maximal 8 
Wohneinheiten und Belegung im Rahmen der Flüchtlingsunterbringung mit maxi-
mal 20 Personen mit Folgenutzung im Rahmen des öffentlich geförderten Woh-
nungsbaus vorbehaltlich des Tilgungszuschusses festzulegen, 

2. vertagt die Standortentscheidung Maarpfad zur Flüchtlingsunterbringung bis in die 
nächste Ausschusssitzung am 11.01.2017, 
 

3. verweist die Standortentscheidung Kölner Landstraße an den Ausschuss für 
Stadtentwicklung und bittet zu prüfen, ob am Standort Kölner Landstraße in Wid-
dig sowohl eine Entwicklung eines Discounters als auch öffentlich geförderten 
Wohnungsbau mit bis zu 8 Wohneinheiten mit maximal 20 Personen möglich ist. 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1a: 

20 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, FDP, UWG, LINKE) 
03 Stimmen gegen den Beschluss (B90/Grüne, Horch) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1b: 

22 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, B90/Grüne, FDP, UWG, LINKE) 
01 Stimme gegen den Beschluss (Horch) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 2 und 3: 
-Einstimmig- 
 

7 Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen 904/2016-2 
- abgesetzt -  
 

8 Antrag des Vereins Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V.auf Aufnah-
me in das Verzeichnis der als  förderungswürdig anerkannten 
Vereine 

791/2016-11 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel beschließt die Aufnahme 
des Vereins Bornheimer Flüchtlingshilfe e. V. in die Liste der als förderungswürdig anerkann-
ten Vereine. 
 
- Einstimmig -  
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9 Antrag des Vereins "Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V. auf Förde-

rung 
935/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beschließt, dem Verein 
Bornheimer Flüchtlingshilfe e.V., aus Mitteln der Spende/Zuwendung des Landrates a.D. 
Kühn, einen Betrag in Höhe von 4.583,68€ auszuzahlen. 
 
- Einstimmig -  
 

10 Antrag der Bornheimer Musikschule betr. Förderung für Maß-
nahmen im Bereich der Flüchtlingshilfe 

919/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beschließt, dem Verein  
„Bornheimer Musikschule e.V.“, aus Mitteln der Spende/Zuwendung des Landrates a.D. 
Kühn, einen Betrag in Höhe von 5.800,00€, auszuzahlen 
 
- Einstimmig -  
 

11 Antrag der SPD-Fraktion vom 09.10.2016 betr. Investitionspro-
gramm "Gute Schule 2020" der NRW-Landesregierung 

856/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Rat, wie 
folgt zu beschließen:  
 
Der Rat der Stadt Bornheim beauftragt die Verwaltung, das nach dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung zur Stärkung der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen (Gute Schu-
le 2020) zur Inanspruchnahme der Schuldendiensthilfen erforderliche Konzept zu erstel-
len und ihm zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
- Einstimmig -  
 

12 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10.10.2016 betr. 
"Gute Schule 2020" - Investitionsmittel abrufen 

854/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Rat, wie 
folgt zu beschließen:  
 
Der Rat der Stadt Bornheim beauftragt die Verwaltung, das nach dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung zur Stärkung der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen (Gute Schu-
le 2020) zur Inanspruchnahme der Schuldendiensthilfen erforderliche Konzept zu erstel-
len und ihm zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
- Einstimmig -  
 

13 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, Die 
LINKE, FDP, SPD und UWG vom 14.10.2016 betr. Bornheimer Er-
klärung zur schulischen Inklusion 

872/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Rat, wie 
folgt zu beschließen: 
 
Der Rat beauftragt die Verwaltung, die Bornheimer Erklärung zur schulischen Inklusion an 
die Landesregierung, die Medien, den nordrheinwestfälischen Städte- und Gemeindebund, 
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den Landkreistag und an die zuständigen Landtagsabgeordneten der verschiedenen Frakti-
onen weiterzuleiten sowie einen Termin für ein Gespräch mit der Landesregierung zu koor-
dinieren.  
 
- Einstimmig -  
 

14 Anregung nach §24 GO vom 04.06.2016 betr. Namensnennung 
Europaschule 

513/2016-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

15 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städti-
schen Schulen 

 

Herr 1. Beigeordneter Manfred Schier berichtet über den aktuellen Sachstand der Baumaß-
nahmen an städtischen Schulen 
 
1. Sanierung der Grundschule Waldorf schreitet weiter voran.  
 
2. Planung Sekundarschule Merten wird vorangebracht, da ein Projektsteuerer durch 

ein Ausschreibungsverfahren gefunden werden konnte. Das Forumdach ist dicht. 
Die Lieferzeit bei den Werksteinplatten verzögert sich. Voraussichtlich soll das 
Forum im Februar 2017 fertiggestellt sein. 

 
3. Thema Erweiterung Europaschule kann auf Grund von Neueinstellungen und Per-

sonalwechsel auf den Weg gebracht werden, so dass im Jahre 2017 viele Aktivitä-
ten festgelegt werden müssen. 

 
4. Der Turnhallenboden in der Grundschule Bornheim soll in den Sommerferien 2017 

saniert werden, so dass nach den Sommerferien die Sporthalle auch wieder der 
Europaschule zur Verfügung steht. 

 
5. Zum Programm „Gute Schule“ laufen intensive Gespräche bezüglich der Themen 

Gebäudeunterhaltung (Mittel so zu nutzen, dass die Effizienz und das Zusam-
menwirken der verschiedenen Beteiligten gefördert werden), Hausmeister und 
Budgetbildung (dezentral in den Schulen voranbringen, um sich breiter aufstellen 
zu können). Anfang des Jahres erfolgen weiter Erläuterungen. 

 
- Kenntnis genommen -  
 

16 Große Anfrage der FDP-Fraktion vom 06.09.2016 betr. Raumkon-
zepte der weiterführenden Schulen 

868/2016-5 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage AM Kabon 
Kann bei der nächsten Zukunftswerkstatt am 24.11.2016 auf das Thema Raumkonzepte und 
Planung bei dem Themenbereich 4 eingegangen werden? 
Antwort: 
Das Thema wird angesprochen. 
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17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

911/2016-1 

- Kenntnis genommen -  
 

18 Anfragen mündlich  
AM Quadt-Herte 
Warum bekomme ich als Mitglied der Schulkonferenzen von der Grundschule Hersel immer 
eine Einladung zu Schulkonferenz und von der Grundschule Waldorf keine Einladung? 
Antwort AM Kretschmer: 
Es wird nur noch zu den Schulkonferenzen beim Schulleiter eingeladen. Nach Rücknahme 
des Erlasses dürfen die normalen Schulkonferenzen nicht mehr besucht werden. 
 
AM Züge betr. Schulwegsicherung in Sechtem/Blumenkübel 
Gibt es eine neue Entwicklung? 
Antwort: 
Es gibt ein neues Projekt „Freiraum für Kinder“, in dem auch das Thema Schulwegsicherung 
eine Rolle spielt. Es soll versucht werden, darüber eine Bewusstseinsbildung bei der Bevöl-
kerung zu erzeugen. Es wird versucht mit dem Grundstückseigentümer eine Lösung zu fin-
den. 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 21:08 Uhr 
 
 
 
 
 
gez. Wilfried Hanft  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 10.01.2017 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 055/2017-5 

    Stand 19.12.2016 
 
Betreff 
 

Erstellung eines Schulentwicklungsplanes für die städtischen Schulen im 
Stadtgebiet Bornheim 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel beauftragt die Verwal-
tung mit der Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes für die städtischen Schulen auf 
dem Stadtgebiet Bornheim. 
 
Sachverhalt 
 
Der derzeit für die städtischen Schulen im Stadtgebiet Bornheim geltende Schulentwick-
lungsplan läuft im Jahr 2017 aus. Eine Fortschreibung ist insbesondere im Hinblick auf be-
reits begonnene bzw. sich in der Planung befindliche Baugebiete dringend erforderlich. Au-
ßerdem müssen die Aspekte der Inklusion und der Ausweitung des Ganztagsunterrichtes 
und der Ganztagsbetreuung mit ihren Raumbedarfen berücksichtigt und berechnet werden. 
Aus der Sicht der Verwaltung ist es daher notwendig, den Schulentwicklungsplan fortzu-
schreiben und ein externes Unternehmen hiermit zu beauftragen. 

Rechtsgrundlage für die Fortschreibung ist § 80 Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG), danach hat die Schulentwicklungsplanung folgende 
Punkte zu berücksichtigt: 

1. das gegenwärtige und zukünftige Schulangebot nach Schulformen, Schularten, Orten 
des Gemeinsamen Lernens, Schulgrößen (Schülerzahl, Klassen pro Jahrgang) und 
Schulstandorten, 

2. die mittelfristige Entwicklung des Schüleraufkommens, das ermittelte Schulwahlver-
halten der Eltern und die daraus abzuleitenden Schülerzahlen nach Schulformen, 
Schularten, Orten des Gemeinsamen Lernens und Jahrgangsstufen, 

3. die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbestands nach Schulformen, Schularten, 
Orten des Gemeinsamen Lernens und Schulstandorten. 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Im Haushalt für das Jahr 2017 sind Mittel für die Erstellung eines Schulentwicklungsplanes in 
Höhe von 25.000€ vorgesehen.  
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 10.01.2017 
Haupt- und Finanzausschuss 18.01.2017 
Rat 26.01.2017 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 060/2017-5 

    Stand 20.12.2016 
 
Betreff 
 

Mittelverwendung "Gute Schule 2020" 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Rat wie 
folgt zu beschließen: 
siehe Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: 
siehe Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat nimmt das vorgelegte Maßnahmenpaket zum Programm "Gute Schule 2020"  zu 
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, die Schuldendiensthilfen bei der NRW.Bank zur 
Finanzierung der konsumtiven Maßnahmen zu beantragen.  
 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat die Verwaltung in der Sitzung am 08.12.2016 beauftragt, das 
nach dem Gesetz zur Stärkung der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen (Gute Schule 
2020) zur Inanspruchnahme der Schuldendiensthilfen erforderliche Konzept zu erstellen und 
ihm zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Am 14.12.2016 hat der Landtag das Schuldendiensthilfegesetz verabschiedet. Das Ministe-
rium für Inneres und Kommunales NRW hat im Anschluss an seinen bisherigen Entwurf den 
endgültigen Erlass zum haushaltsrechtlichen Umgang mit dem Programm "Gute Schule 
2020" herausgegeben. Auf Grund des Erlasses dürfen sowohl investive als auch konsumtive 
Maßnahmen aus Mitteln des Programms finanziert werden.  
 
Es ist beabsichtigt, die Mittel aus dem Programm  "Gute Schule 2020" für konsumtive Maß-
nahmen zur Verbesserung der Schulinfrastruktur an den städtischen Schulen zu verwenden 
und die hieraus resultierenden haushaltsrechtlichen Folgen entsprechend den Vorgaben des 
Erlasses umzusetzen.  
 
Folgende konsumtive Maßnahmen, die den Verwendungszweck erfüllen, sollen in 2017 
durchgeführt werden: 

− GS Bornheim - neue Turnhalle, Erneuerung Hallenboden, rd. 250 T€ 
− GS Sechtem - Turnhalle, Erneuerung Hallenboden, rd. 110 T€ 
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− VS Uedorf - Turnhalle, Erneuerung Dach, rd. 100 T€ 
− AvH-Gymnasium Bornheim, Akustik Mensa, rd. 30 T€ 
− Instandhaltungsmaßnahmen an Außenflächen von Schulen (u.a. GS Bornheim, GS 

Roisdorf, Europaschule, Sekundarschule), rd. 165 T€ 
− Sanierung Sekundarschule Merten, rd. 485 T€ 
− Sanierung Abwasserinfrastruktur GS Waldorf, rd. 135 T€. 

 
In Summe beträgt das Sanierungsvolumen aus diesem Maßnahmenpaket rd. 1,3 Mio. €. 
 
Im vierten Quartal 2017 wird die Verwaltung zum Umsetzungsstand berichten und gleichzei-
tig die Sanierungsmaßnahmen zur Beschlussfassung vorlegen, die Gegenstand des Förder-
programms für 2018 sein sollen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Wie in der Vorlage dargestellt. Die Aufwendungen sind in Höhe der durch das Programm 
"Gute Schule 2020" definierten Mittel refinanziert und damit durch Erträge gedeckt. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 22.11.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 904/2016-2 

    Stand 24.10.2016 
 
Betreff 
 

Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt den Entwurf des 
Haushaltes 2017/2018 zu den Produktbereichen und Produktgruppen seines Zuständigkeits-
bereiches zur Kenntnis und empfiehlt hierzu folgende Änderungen: 
 
Sachverhalt 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 08.09.2016 den Entwurf der Haushaltssatzung 2017/2018 
mit allen Anlagen zur weiteren Bearbeitung an den Haupt- und Finanzausschuss sowie die 
Fachausschüsse verwiesen.  
Die Beratung des Haushaltes im Haupt- und Finanzausschuss ist am 01.12.2016 vorgese-
hen. 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel (ASS) ist bei folgenden 
Produktbereichen / Produktgruppen zuständig: 
 
1.03 Produktbereich Schulträgeraufgaben 
 Nr. Produkt-Gruppe 
 1.03.01 Grundschulen (Seiten 144 bis 148 des Haushaltsplanentwurfs) 
 1.03.02 Haupt-/Sekundarschulen (Seiten 149 bis 152 des Haushaltsplanentwurfs) 
 1.03.03 Gymnasien (Seiten 153 bis 156 des Haushaltsplanentwurfs) 
 1.03.04 Gesamtschulen (Seiten 157 bis 160 des Haushaltsplanentwurfs) 
 1.03.05 

1.03.07 
Förderschulen (Seiten 161 bis 164 des Haushaltsplanentwurfs) 
Sonstige schulische Aufgaben (Seiten 165 bis 168 des Haushaltsplan-
entwurfs) 

   
1.05 Produktbereich Soziale Hilfen 
 Nr. Produkt-Gruppe 
 1.05.01 Grundversorgung (Seiten 191 bis 193 des Haushaltsplanentwurfs) 
 1.05.02 Soziale Einrichtungen und Leistungen (Seiten 194 bis 199 des Haushalts-

planentwurfs) 
 1.05.04 

 
Unterhaltsleistungen -vorschuss etc. (Seite 201 bis 203 des Haushaltsplan-
entwurfs) 
  

 
1.10 Produktbereich Bauen und Wohnen 
 Nr. Produkt-Gruppe 
 1.10.03 Wohnungsbauförderung (Seiten 260 bis 262 des Haushaltsplanentwurfs) 
 
Die zur Haushaltsberatung erforderlichen Teilergebnis- und Teilfinanzpläne der entspre-
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chenden Produktgruppen sowie das Haushaltssicherungskonzept mit der Darstellung der 
Haushaltskonsolidierung bis zum Jahre 2026 sind sowohl in SESSION als auch auf der städ-
tischen Internetseite verfügbar.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Ergeben sich aus den zum Haushaltsplanentwurf 2017/2018 vorgelegten Unterlagen. 
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1. Ergänzungsvorlage zu Nr. 904/2016-2, TOP 7 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Anfragen und An-
träge zum Haushaltsplanentwurf 2017 / 2018 und die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwal-
tung hierzu zur Kenntnis. 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Haupt- und Fi-
nanzausschuss keine / folgende Änderungen: 
 
Sachverhalt 
Dem Bürgermeister liegen seitens der Fraktionen Anfragen  und Anträge zum Haushaltsentwurf 
2017 / 2018 vor. Die den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel betref-
fenden Anfragen und Anträge sowie die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwaltung hierzu 
sind nachstehend dargestellt: 
 
 
Fraktion Nr. Anfrage  

oder 
Antrag 

Produkt- 
gruppe 

Seite  
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen,  
Antworten und Stellungnahmen  
sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

UWG 2 Anfrage Vorbericht,   
Kto. 
529100  
sonst. 
Sach- u. 
Dienst-
leistungen  

25 Was fällt alles in diesen Bereich und wie ist die Steige-
rung zu erklären?  Ansatz 16 ca. 950.000€, 17 ca. 1,220 
Mio.€, 18 ca. 1,066 Mio.€ 
 
Antwort der Verwaltung:  
 
Die Steigerung betrifft hauptsächlich die Produktgruppe 
1.05.02 (Soziale Einrichtungen) im Zusammenhang mit 
der zum Zeitpunkt des Haushaltsentwurfes 2017/2018 
erwarteten Entwicklung der Flüchtlingszahlen. Es han-
delt sich um Planwerte für die Flüchtlingsbetreuung  
(in 2017 Malteser 443.000€ in 2017, 387.000€ in 2018)  
und den Sicherheitsdienst in Flüchtlingsunterkünften  
(707.000€ in 2017, 617.000€ in 2018);  
Die kostenintensiven Flüchtlingsunterkünfte Wallrafstra-
ße (TH Bornheim) und Am Ühlchen (Erntehelferunter-
künfte) konnten zwischenzeitlich aufgegeben werden. 
 

UWG 8 Anfrage 1.03.07  
Sonst. 
schulische 
Aufgaben 

167 Für 2017 und 2018 sind zum 1. Mal Transferaufwen-
dungen von ca. 130.000 € eingestellt. Wofür? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Die Transferaufwendungen werden nicht zum 1. Mal 
veranschlagt. Es handelt sich um Aufwendungen für die 
Schulsozialarbeit, die von der Bezirksregierung mit 60% 
(77.904€, Zeile 2 des Teilergebnisplanes zur Produkt-
gruppe 1.03.07 des Haushaltsentwurfes 2017/2018) 
bezuschusst werden. Im Doppelhaushalt 2015/2016 
wurden entsprechende Erträge und Aufwendungen bei 
der Produktgruppe 1.06.03 Erzieherische Hilfen veran-
schlagt.  
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UWG 9 Anfrage 1.05.02  
Soziale 
Einrich-
tungen 

198 In den Erläuterungen zu Zeile 13 wird für sonstige Sach- 
u. Dienstleistungen eine Summe von 1.150 Mio. € für 
2017 und in 2018 von1.004 Mio. € ausgewiesen. Ist es 
möglich, diesen Betrag noch etwas aufzuschlüsseln? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Es handelt sich um geplante Aufwendungen für die 
Flüchtlingsbetreuung, und zwar:  
in 2017: durch den Malteser Hilfsdienst 443.000€ und 
Sicherheitsdienste in Flüchtlingsunterkünften 707.000€; 
in 2018: Malteser 387.000€  und Sicherheitsdienste 
617.000€. 
 

UWG 10 Antrag 1.08.02 
Bäder 

239 Unter Einbeziehung der geschätzten Angaben des SBB, 
der Afa u. der internen Leistungsbeziehung ergibt sich 
für das HFB in den Jahren 2017 u. 2018 ein Verlust von 
rd. 875.000 €. Wir beantragen daher eine Kosten-
ermittlung für den Transport und die Kosten für den 
Schwimmunterricht in einem benachbarten Schwimm-
bad.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Alle 12 städtischen Schulen nehmen mit insgesamt 774 
Schülerinnen und Schülern am Schulschwimmen teil. 
Kosten 2015: rund 200.000 Euro. 
Der Transport erfolgt durch Sonderfahrten, die von der 
Fa. Tücks im Rahmen des Vertrages für den Schüler-
spezialverkehr pauschal abgerechnet werden. Für das 
AvH-Gymnasium, die Europaschule und die Grundschu-
le Bornheim ist ein Bustransfer wegen der Nähe zum 
Schwimmbad nicht erforderlich. Im Zusammenhang mit 
der Anfrage der UWG-Fraktion wurden die Schwimmbä-
der der Nachbarkommunen aus Brühl, Wesseling und 
Bonn nach freien Schwimmkapazitäten abgefragt. Alle 
infrage kommenden Bäder können keine ausreichenden 
Kapazitäten für das Schulschwimmen Bornheimer Schü-
ler zur Verfügung stellen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss: 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt Kenntnis von den Ausführungen 
der Verwaltung. 
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UWG 16 Anfrage 1.05.02  
Soziale 
Einrich-
tungen 

198 Die Transferaufwendungen sind lt. Haushaltsplanentwurf 
2017/2018 von 2,163 Mio. € in 2016 auf 5,616 Mio. € in 
2017 und auf 5,055 Mio. € in 2018 gestiegen. Laut Er-
läuterung ergibt sich für 2017 jedoch ein Ansatz  für 
2017 von 6,178 Mio. € und für 2018 von 5,392 Mio.€. 
Demnach wäre der Ansatz im Haushalt in 2017 um ca. 
500.000 € zu gering und in 2018 um ca. 340.000 €. Falls 
die Zahlen stimmen, wäre das Defizit um knapp 1 Mio. € 
größer. Können Sie bitte überprüfen, welche Zahlen 
richtig sind? 
 
Antwort der Verwaltung:  
 
Durch eine sehr kurzfristige Änderung der vorgesehenen 
Flüchtlingsaufnahmen (wenige Tage vor Druck des 
Haushaltsplanes) wurde der Planansatz reduziert, ohne 
dass die Erläuterungen angepasst werden konnten. Dies 
wird in der endgültigen Fassung des Haushaltes 
2017/2018 redaktionell nachgeholt. Die Erläuterungen 
sollen wie folgt lauten: 
 
Asylleistungen (EUR) 2017 2018 
Leistungen §4 AsylbLG-Krankheit  1.516.000 1.364.000 
Leistungen §2 AsylbLG-Besondere Fälle  661.000 595.000 
Leistungen §3 AsylbLG-Grundleistungen 3.381.000 3.043.000 
Leistungen §6 AsylbLG-Sonstige Leist. 34.000 31.000 
Leistungen Bildung Teilhabe AsylbLG 24.000 22.000 
SUMMEN 5.616.000 5.055.000 

 
 

UWG 19 Antrag neues 
Produkt 
bzw. neue 
Produkt-
gruppe 

  Wir wiederholen hiermit noch einmal unseren Antrag 
den Bereich "Flüchtlinge" in den Folgejahren in einem 
gesonderten Produkt bzw. einer neuen zusätzlichen 
Produktgruppe auszuweisen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Einrichtung einer gesonderten Produktgruppe wird 
von der Verwaltung befürwortet. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss: 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel beauftragt die Verwaltung, zur Darstel-
lung der Erträge und Aufwendungen für die Flüchtlings-
betreuung eine gesonderte Produktgruppe 1.05.03 
"Asylleistungen" einzurichten. 
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FDP 4a Anfrage 1.01.12  
TUI 

66 Wie kommen Kostensteigerungen pro Schüler von 2015 
auf 2016 zustande? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Bei der Berechnung der Kennzahlen haben sich die Ba-
sisdaten kurzfristig geändert; Die Zuordnungen der ent-
sprechenden TUI-Aufwendungen wurden überprüft und 
für alle Zeiträume von 2015 bis 2021 korrigiert. 
 

FDP 4b Anfrage 1.01.12  
TUI 

66 Wie kommen die Unterschiede der Kosten pro Schüler 
von Gymnasium und Gesamtschule zustande? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Bei der Berechnung der Kennzahlen haben sich die Ba-
sisdaten kurzfristig geändert; Die Zuordnungen der ent-
sprechenden TUI-Aufwendungen wurden überprüft und 
für alle Zeiträume von 2015 bis 2021 korrigiert. 
 

FDP 15
a 

Antrag 1.01.17  
Inklusion 
und De-
mographie 

104 Aufwendungen für die Weiterentwicklung des Aktions-
planes "Inklusion in Bornheim" 20.000 € streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Mittel dienen einerseits der Finanzierung der für den 
Bildungsbereich jährlich stattfindenden Zukunftswerk-
statt. Darüber hinaus wurde auf Beschluss des Aus-
schuss für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel in 2014 der Bornheimer Aktionsplan inklusive 
Bildung erstellt, der auf der Basis einer Evaluation fort-
geschrieben werden soll. In diesem Zusammenhang ist 
auf der Grundlage des im Sommer 2016 in Kraft getre-
tenen ersten Gesetzes zur Stärkung der Sozialen Inklu-
sion in NRW eine über den Bildungsbereich hinausge-
hende Weiterentwicklung des Aktionsplanes geplant. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt die Ausführungen der Verwaltung 
zur Kenntnis. 
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FDP 15
b 

Antrag 1.01.17  
Inklusion 
und De-
mographie 

104 Externe Begleitung der 2. und 3. Phase des demogra-
phischen Entwicklungskonzeptes 2017: 80.000 €, 2018: 
50.000 €, streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung 
eines demographischen Entwicklungskonzeptes beauf-
tragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten 
Daten zeigen, dass auch Bornheim von demographi-
schen Veränderungen betroffen sein wird. Die Analyse 
und Steuerung dieses Veränderungsprozesses wird eine 
wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdiszip-
linär gestaltet und extern begleitet werden soll. Die ein-
geplanten Mittel dienen der Finanzierung der externen 
Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umset-
zung erster Handlungsempfehlungen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt die Ausführungen der Verwaltung 
zur Kenntnis. 
 

FDP 16 Antrag 1.01.17  
Inklusion 
und De-
mographie 

105 Investitionsmaßnahme Umsetzung demographisches 
Entwicklungskonzept streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung 
eines demographischen Entwicklungskonzeptes beauf-
tragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten 
Daten zeigen, dass auch Bornheim von demographi-
schen Veränderungen betroffen sein wird. Die Analyse 
und Steuerung dieses Veränderungsprozesses wird eine 
wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdiszip-
linär gestaltet und extern begleitet werden soll. Die ein-
geplanten Mittel dienen der Finanzierung der externen 
Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umset-
zung erster Handlungsempfehlungen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt die Ausführungen der Verwaltung 
zur Kenntnis. 
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FDP 19 Anfrage 1.03.01  
Grund-
schulen 

146 Können die Telefonkosten für Grundschulen gesenkt 
werden? Welche Telefonverträge wurden für die Verwal-
tungs- und Schulgebäude der Stadt Bornheim generell 
geschlossen und wann wurde zuletzt ausgeschrieben? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Für Telefon- und Internetanschlüsse im Festnetz für 
Verwaltungsgebäude, Schulgebäude, Kindertagesstät-
ten etc. existieren Einzelverträge, die zum Teil in Sam-
melkundennummern zusammengefasst sind. In der Re-
gel ist die Fa. Netcologne GmbH, Köln, Vertragspartner.  
Aktuell steht die Verwaltung mit der Fa. Netcologne 
GmbH in Verhandlungen, um für die pädagogischen 
Netze der Schulen eine kostenlose Anbindung an das 
Glasfasernetz zu erreichen. Gleichzeitig steht die Ver-
waltung mit der Fa. Netcologne GmbH in Verhandlun-
gen, um für die Verwaltungsnetze der Schulen, die Kin-
dertagesstätten und die Verwaltungsgebäude eine Op-
timierung der Tarifstruktur zu erreichen.  
Die Tarifstruktur wird regelmäßig überprüft und optimiert. 
Zuletzt konnte 2014 eine deutliche Reduzierung der Te-
lefonkosten für Verwaltungsgebäude, Schulen und Kin-
dertagesstätten erreicht werden. Die Leistungen sind 
bisher nicht ausgeschrieben worden.  
 

FDP 20 Anfrage 1.03.03  
Gymna-
sien 

156 Sind die angesetzten Summen für 2017 und 2018 aus 
den Erfahrungen der letzten Jahre nicht zu niedrig an-
gesetzt? Wäre es sinnvoller, einen Mittelwert der letzten 
Jahre anzusetzen? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Die Ermittlung der Haushaltsansätze erfolgte auf der 
Grundlage einer von den Schulen vorgelegten Bedarfs-
liste. In diesem Zusammenhang wurden mit allen Schu-
len Gespräche geführt. Hierbei wurden die beantragten 
und notwendigen Maßnahmen priorisiert und in Abstim-
mung mit den Schulen bedarfsgerecht und zweckgemäß 
nach Dringlichkeit in den Haushalt eingestellt.  
 

FDP 21 Anfrage 1.03.04  
Gesamt-
schulen 

160 Sind die angesetzten Summen für 2017 und 2018 aus 
den Erfahrungen der letzten Jahre nicht zu niedrig an-
gesetzt? Wäre es sinnvoller, einen Mittelwert der letzten 
Jahre anzusetzen? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Die Ermittlung der Haushaltsansätze erfolgte auf der 
Grundlage einer von den Schulen vorgelegten Bedarfs-
liste. In diesem Zusammenhang wurden mit allen Schu-
len Gespräche geführt. Hierbei wurden die beantragten 
und notwendigen Maßnahmen priorisiert und in Abstim-
mung mit den Schulen bedarfsgerecht und zweckgemäß 
nach Dringlichkeit in den Haushalt eingestellt.  
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CDU 29 Antrag 1.01.17  
Inklusion 
und De-
mographie 

104 Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel für das Projekt 
'Demographischer Wandel' vorerst zu streichen und an-
stelle dessen die Mittel für Seniorenbeirat und Jugend-
parlament jeweils zu verdoppeln. Die zuständige Demo-
graphiebeauftragte soll zukünftig bei allen Entwicklun-
gen in der Stadt Bornheim Stellungnahmen in Bezug auf 
den demographischen Wandel für die entsprechenden 
Ausschüsse abgeben (Stea, ASS, JHA). 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung 
eines demographischen Entwicklungskonzeptes beauf-
tragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten 
Daten zeigen, dass auch Bornheim von demographi-
schen Veränderungen betroffen sein wird. Die Analyse 
und Steuerung dieses Veränderungsprozesses wird eine 
wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdiszip-
linär gestaltet und extern begleitet werden soll. Die ein-
geplanten Mittel dienen der Finanzierung der externen 
Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umset-
zung erster Handlungsempfehlungen.  
Im Übrigen verfügen die genannten Beiräte über eine 
ausreichende Finanzierung für die Umsetzung der von 
ihnen beabsichtigten Projekte. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt die Ausführungen der Verwaltung 
zur Kenntnis. 
 

CDU 30 Antrag 1.03.07  
Sonst. 
schulische 
Aufgaben 

167 Die Verwaltung wird beauftragt, für die Jahre 2018 ff. 
Haushaltsmittel für die Weiterführung der Schulsozialar-
beit einzuplanen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Mittel für die Schulsozialarbeit sind von 2017 bis 
2021 eingeplant; die Aufwendungen werden voraus-
sichtlich von der Bezirksregierung mit 60% (77.904€, 
Zeile 2 des Teilergebnisplanes zur Produktgruppe 
1.03.07 des Haushaltsentwurfes 2017/2018) bezu-
schusst. Die Verwendung der Mittel ist förderungsab-
hängig. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt Kenntnis von den Ausführungen 
der Verwaltung. 
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CDU 33 Antrag Stellenplan Anla-
ge A 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Stellenzuwachs im 
Bereich Schulträgeraufgaben zu erläutern. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung:  
Durch die Zusammenlegung des Amtes 5 mit der Schul-
verwaltung und den damit verbundenen Mehraufgaben 
des Amtsleiters wurde zur Unterstützung eine Stelle für 
die Abteilungsleitung bei Amt 5.2 vorgesehen. Hiermit 
wird die Leitungsspanne der unmittelbar Vorgesetzten 
an die Organisation angepasst.  
 
Die Produktzuordnung der Amtsleiterstelle basiert noch 
auf der Zuordnung aus dem Vorjahr und ist somit im 
vorliegenden Stellenplan noch zu 100 % bei den Schul-
trägeraufgaben. Eine Verteilung zu 50 % auf die Schul-
trägeraufgaben und 50 % zu den Sozialen Hilfen ist vor-
gesehen. 
 
Weiterhin wurde eine Stelle eines Hausmeisters nach-
besetzt und in den Hausmeister-Pool aufgenommen, 
welche für das Rathaus und das AvH-Gymnasium zu-
ständig sind. Somit wurde ein Stellenanteil von 0,5 auf 
die Schulverwaltung übertragen (vorher nur Produktbe-
reich 1.01 Innere Verwaltung). 
 
Eine weitere Produktverschiebung wurde bei der Stel-
len-Nr. 950 (Schulsekretärin) vorgenommen. Diese Stel-
le mit ihrem Stellenanteil von 0,49 fälschlicherweise dem 
Produktbereich 1.06 (Kinder, Jugend, Familie) zugeord-
net. Dies wurde im Stellenplan korrigiert (Zuordnung 
Produktbereich 1.03 Schulträgeraufgaben). 
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt Kenntnis von den Ausführungen 
der Verwaltung. 
 

78/129



 

CDU 34 Antrag Stellenplan Anla-
ge A 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Stellenzuwachs im 
Bereich Soziale Hilfen zu erläutern, dies auch im Hin-
blick auf die geänderten Flüchtlingszahlen. Ein wesentli-
cher Aspekt ist die Frage, wie und mit welchem Aufwand 
betreuen wir anerkannte Flüchtlinge. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung hat im Rahmen der Stellenplanberatung 
eine Ergänzungsvorlage zum Stellenplan gefertigt. Auf 
die 2.Ergänzung zu Vorlage 543/2016-11 wird verwie-
sen. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel nimmt Kenntnis von den Ausführungen 
der Verwaltung. 
 

SPD 3 Anfrage 1.03. 
Schulträ-
geraufga-
ben 

140 Unter welcher Position werden die Einnahmen aus dem 
Investitionsprogramm "Gute Schule 2020" berücksich-
tigt? 
 
Antwort der Verwaltung:  
 
Die Verwaltung hat nach Vorliegen des Entwurfes des 
Erlasses des MIK NRW zum Gesetz über die Leistung 
von Schuldendiensthilfen für Kredite im Rahmen des 
Programms "Gute Schule 2020" einen jährlichen Ertrag 
aus Transferleistungen von rd. 785 T € für die Jahre 
2017 bis 2020 in den Veränderungsprozess bei der Pro-
duktgruppe 1.16.01 Allgemeine Finanzwirtschaft aufge-
nommen. 
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2. Ergänzungsvorlage zu Vorlage Nr. 904/2016-2, TOP 7 
 
 

Beschlussentwurf: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die verwaltungsseitigen Änderungen der Haushaltsansätze 
des Haushaltsplanentwurfes 2017/2018 zur Kenntnis und empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss folgenden Beschlussentwurf:   
 
Beschlussentwurf HFA: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die Haushaltsansätze des Haushaltsplanentwurfes 2017/2018 wie folgt zu ändern: 
 
 

Änderungsliste 2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018 Stand: 16.11.2016
Erträge und Mehrerträge: negativ (minus)
Aufwendungen und Mehraufwendungen: positiv Änderungsliste für den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel

Produktbereich und -
gruppe; 
Seite und Zeile im 
Haushaltsplan

Erläuterungen D2 2017 D3 2017 SUMME  
2017 D2 2018 D3 2018 SUMME  

2018 D2 2019 D3 2019 SUMME  
2019 D2 2020 D3 2020 SUMME  

2020 D2 2021 D3 2021 SUMME  
2021

Produktbereich 1.05 Soziale Leistungen
Umplanung von Produktgruppe 1.05.02 zur Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen
10502  Soziale Einrichtungen und Leistungen S. 196

Zeile 2 Zuwendungen 
und allgemeine 
Umlagen:

Zuweisungen des Landes für Senioren und 
Integration; Umplanung von Zuwendungen für 
Flüchtlingsbetreuung zur Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen

-8.000.000 7.966.000 -34.000 -7.200.000 7.166.000 -34.000 -6.720.000 6.686.000 -34.000 -6.432.000 6.398.000 -34.000 -6.259.200 6.225.200 -34.000

Sonstige Transfererträge für Senioren und 
Integration; Umplanung von Rückzahlungen von 
Leistungsempfängern zur Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen

-50.000 15.000 -35.000 -40.000 8.500 -31.500 -35.000 6.020 -28.980 -30.000 2.469 -27.531 -30.000 3.295 -26.705

Zeile 4 Öffentl.-
rechtliche 
Leistungsentgelte

Umplanung von Benutzungsgebühren für 
Flüchtlingsunterkünfte zur Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen

-580.000 580.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0

Zeile 13 Aufwendungen 
für Sach- und 
Dienstleistungen

Unterhaltung Betriebs- und Geschäftsausstattung; 
Erwerb GWGs, Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen, Sonstige Sach- und 
Dienstleistungen, SBB-Stadtpauschale; anteilige 
Umplanung zur Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen;

1.256.128 -1.225.600 30.528 1.127.528 -1.098.600 28.928 1.046.128 -1.017.600 28.528 1.003.228 -974.600 28.628 976.329 -947.600 28.729

Zeile 15 
Transferaufwendungen

Umplanung von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz:
zur Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen

5.616.000 -5.616.000 0 5.055.000 -5.055.000 0 4.718.000 -4.718.000 0 4.515.000 -4.515.000 0 4.393.000 -4.393.000 0

Zeile 16 Sonstige 
ordentliche 
Aufwendungen

Umplanung von Aufwendungen für Aus- / 
Fortbildung zur Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen

1.000 -1.000 0 500 -500 0 500 -500 0 500 -500 0 500 -500 0

SUMME Änderungen  10502  Soziale Einrichtungen und Leistungen 1.718.400 1.720.400 1.655.920 1.610.369 1.587.395
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Änderungsliste 2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018 Stand: 16.11.2016
Erträge und Mehrerträge: negativ (minus)
Aufwendungen und Mehraufwendungen: positiv Änderungsliste für den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel

Produktbereich und -
gruppe; 
Seite und Zeile im 
Haushaltsplan

Erläuterungen D2 2017 D3 2017 SUMME  
2017 D2 2018 D3 2018 SUMME  

2018 D2 2019 D3 2019 SUMME  
2019 D2 2020 D3 2020 SUMME  

2020 D2 2021 D3 2021 SUMME  
2021

   
       

       

   
  

      
     

    

     
     

    

  
 

    
    

   
   

    
    

    
   

    

       

   
   

 
      
    

        

      

   
  

    

   
     

   

  
 

   
   

  

   
   

    
    

    
 

    
   

    

   
  
   
   

   
     

       

      

      
   

    
       

  

   
         

  

       
  

       

 

     
    

            

  
 

                        

   
       

       

   
  

      
     

    

     
     

    

  
 

    
    

   
   

    
    

    
   

    

       

   
   

 
      
    

        

10503  Asylleistungen (ab 2017) S. 200

Zeile 2 Zuwendungen 
und allgemeine Umlagen

Zuweisungen des Landes für 
Flüchtlingsbetreuung;
abhängig von der Flüchtlingsanzahl

0 -4.437.384 -4.437.384 0 -4.146.408 -4.146.408 0 -3.886.608 -3.886.608 0 -3.803.472 -3.803.472 0 -3.772.296 -3.772.296

Sonstige Transfererträge - Rückzahlungen von 
Leistungsempfängern (z.B. Mietkautionen, 
Darlehen)

0 -35.000 -35.000 0 -31.500 -31.500 0 -28.980 -28.980 0 -27.531 -27.531 0 -26.705 -26.705

Zeile 4 Öffentl.-
rechtliche 
Leistungsentgelte

aktualisierte Fortschreibung von 
Benutzungsgebühren für Flüchtlingsunterkünfte 
durch Jobcenter, BewohnerInnen

0 -803.144 -803.144 0 -920.820 -920.820 0 -1.038.500 -1.038.500 0 -1.156.175 -1.156.175 0 -1.273.851 -1.273.851

Zeile 13 Aufwendungen 
für Sach- und 
Dienstleistungen

Unterhaltung Betriebs- und Geschäftsausstattung; 
Erwerb GWGs, Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen, Sonstige Sach- und 
Dienstleistungen, SBB-Stadtpauschale

0 83.000 83.000 0 69.000 69.000 0 52.000 52.000 0 52.000 52.000 0 52.000 52.000

Flüchtlingsbetreuung durch Malteser Hilfsdienst 
und Sicherheitsdienste in Flüchtlingsunterkünften 0 816.000 816.000 0 840.480 840.480 0 865.694 865.694 0 891.665 891.665 0 918.415 918.415

Zeile 15 
Transferaufwendungen Leistungen §4 AsylbLG-Krankheit 0 493.560 493.560 0 443.880 443.880 0 411.480 411.480 0 392.120 392.120 0 380.160 380.160

Leistungen §2 AsylbLG-Besondere Leistungen 0 438.720 438.720 0 394.560 394.560 0 365.760 365.760 0 349.440 349.440 0 337.920 337.920
Leistungen §3 AsylbLG-Grundleistungen 0 1.809.720 1.809.720 0 1.627.560 1.627.560 0 1.508.760 1.508.760 0 1.441.440 1.441.440 0 1.393.920 1.393.920
Leistungen §6 AsylbLG-Sonstige Leistungen 0 11.000 11.000 0 9.900 9.900 0 9.100 9.100 0 8.800 8.800 0 8.400 8.400
Leistungen Bildung Teilhabe Asyl 0 20.000 20.000 0 18.000 18.000 0 16.200 16.200 0 14.600 14.600 0 13.200 13.200

Zeile 16 Sonstige 
ordentliche 
Aufwendungen

Aus- und Fortbildung, Umschulung 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000

SUMME Änderungen  10503  Asylleistungen (ab 2017) -1.601.528 -1.693.348 -1.723.094 -1.835.113 -1.966.837

10504  Unterhaltsleistungen (-vorschuss etc. S 202

Zeile 3 Sonstige 
Transfererträge

Übergeleitete Unterhaltsansprüche; Steigerung 
infolge Änderung UVG 
(Unterhaltsvorschussgesetz)

-55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000

Zeile 4 Erträge aus 
Kostenerstattungen / 
Umlagen

Erstattungen vom Land; Steigerung infolge 
Änderung UVG -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000

Zeile 13 Aufwendungen 
für Sach- und 
Dienstleistungen

Erstattungen an das Land; Steigerung infolge 
Änderung UVG 22.000 44.000 66.000 22.000 44.000 66.000 22.000 44.000 66.000 22.220 43.780 66.000 22.442 43.558 66.000

Zeile 15 
Transferaufwendungen

Andere sonstige soziale Leistungen; infolge 
Änderung UVG 410.000 820.000 1.230.000 410.000 820.000 1.230.000 430.000 800.000 1.230.000 438.600 791.400 1.230.000 447.372 782.628 1.230.000

SUMME Änderungen  10504  Unterhaltsleistungen (-vorschuss etc. 354.000 354.000 334.000 325.180 316.186
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Änderungsliste INVESTIV    2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018
Ein- und Mehreinzahlungen: negativ (minus)
Aus- und Mehrauszahlungen: positiv  Stand: 16.11.2016

Projekt Produktgruppe Erläuterungen Entwurf 
2017

Änder. 
2017

Summe 
2017

Entwurf 
2018

Änder. 
2018

Summe 
2018

Entwurf 
2019

Änder. 
2019

Summe 
2019

5.000461 
Haupt/SekundarS 
Merten Inventar

1.03.02 Haupt-/ 
Sekundar-
schulen

Ausstattung der Räume mit Möbeln 
im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der  Sekundarschule

310.000 0 310.000 5.450 94.550 100.000 4.500 195.500 200.000

5.000481 GE 
Europaschule Inventar

1.03.04 
Gesamtschulen

Ausstattung der Räume mit Möbeln 
im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der  Europaschule

23.750 0 23.750 9.850 0 9.850 9.000 291.000 300.000

Keine Änderungen in den Jahren 2020-2021 
 

 
 
 
Sachverhalt:  
Die verwaltungsseitigen Änderungen betreffen die Produktgruppen 1.05.02 "Soziale Leistungen", 1.05.03 "Asylleistungen" und 
1.05.04 "Unterhaltsleistungen". 
 
Im Bereich der Unterhaltsleistungen sind die Planwerte aufgrund gesetzlicher Änderungen, die zum 01.01.2017 wirksam werden sol-
len, anzupassen. Ergänzend wird auf die Vorlage-Nr. 961/2016-11 verwiesen. 
 
Asylleistungen werden ab dem Haushaltsjahr 2017 in einer eigenständigen Produktgruppe abgebildet. Dies erleichtert die Darstellung 
von Zielen und Kennzahlen im Zusammenhang mit der Flüchtlingsunterbringung und -betreuung. 
 
Aufgrund der aktuellen Flüchtlingsentwicklung ergeben sich Anpassungsbedarfe, die sowohl den Ertrags- als auch den Aufwandsbe-
reich betreffen.  
 
Den Erträgen aus Zuwendungen liegt die Absicht der Landesregierung zu Grunde, pro Flüchtling und Jahr einen Betrag in Höhe von 
10.000 € pauschal zu erstatten. 
 
Bei den Benutzungsgebühren für Flüchtlingsunterkünfte wird der Personenkreis zu Grunde gelegt, der keinen Leistungsanspruch 
nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz hat und zugleich Wohnraum in Anspruch nimmt. Die Aktualisierung der Gebührensatzung er-
folgt derzeit. 
Die Transferaufwendungen sind an die aktuelle Entwicklung der Flüchtlingszahlen anzupassen. 
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3. Ergänzungsvorlage zu Nr. 904/2016-2, TOP 7 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Anfragen und Anträge zum Haushaltsplanentwurf 2017 / 2018 und 
die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwaltung hierzu zur Kenntnis. 
 
Darüber hinaus nimmt der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel die verwaltungsseitigen Änderungen der Haushaltsan-
sätze des Haushaltsplanentwurfes 2017/2018 zur Kenntnis und empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss keine / folgende Änderungen: 
 
Sachverhalt: 
 
1. Anfragen und Anträge der Fraktionen  
Der Verwaltung liegen seitens der Fraktionen Anfragen und Anträge zum Haushaltsentwurf 2017 / 2018 vor. Die den Ausschuss für Schule, Sozia-
les und demographischen Wandel betreffenden Anfragen und Anträge sowie die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwaltung hierzu sind 
nachstehend dargestellt: 

 

Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

UWG 19 Antrag neues Produkt 
bzw. neue Pro-
duktgruppe 

  Antrag: Wir wiederholen hiermit noch einmal unseren Antrag den Bereich "Flüchtlinge" in den 
Folgejahren in einem gesonderten Produkt bzw. einer neuen zusätzlichen Produktgruppe auszu-
weisen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Einrichtung einer gesonderten Produktgruppe wird von der Verwaltung befürwortet. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel beauftragt die Verwaltung, zur 
Darstellung der Erträge und Aufwendungen für die Flüchtlingsbetreuung eine gesonderte Produkt-
gruppe 1.05.03 "Asylleistungen" einzurichten. 

UWG 2 Anfrage Sachkonto 
529100  
sonst. Sach- 

25 
Vor-
be-

Anfrage: Was fällt alles in diesen Bereich und wie ist die Steigerung zu erklären? Ansatz  2016 ca. 
950.000 €, 2017 ca. 1,220 Mio. €, 2018 ca. 1,066 Mio. € 
 

Ö  7
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Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

und Dienst-
leistungen  

richt Antwort der Verwaltung:  
Die Steigerung betrifft hauptsächlich die Produktgruppe 1.05.02 (Soziale Einrichtungen) im Zu-
sammenhang mit der zum Zeitpunkt des Haushaltsentwurfes 2017/2018 erwarteten Entwicklung 
der Flüchtlingszahlen. Es handelt sich um Planwerte für die Flüchtlingsbetreuung (in 2017 Malteser 
443.000 € in 2017, 387.000 € in 2018) und den Sicherheitsdienst in Flüchtlingsunterkünften 
(707.000 € in 2017, 617.000 € in 2018);  
Die kostenintensiven Flüchtlingsunterkünfte Wallrafstraße (TH Bornheim) und Am Ühlchen (Ernte-
helferunterkünfte) konnten zwischenzeitlich aufgegeben werden. 

Grüne 3 Anfrage Sachkonto 
533830 Grund-
leistungen nach 
dem Asylbe-
werberleis-
tungsgesetz 
(AsylbLG) 
 

27 
Vor-
be-
richt 

Anfrage: Wie schlüsseln sich die Kosten auf? Bitte die realen Kosten inkl. Nachtragshaushalt er-
läutern. 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Ansätze wurden wie folgt ermittelt:   
Ansatz Entwurf Doppelhaushalt:  
in 2017: 3.719.000 €;  
in 2018: 3.246.000 €. 
 
Der Ansatz im Haushaltsplanentwurf (Stand Mai 2016) setzt sich aus dem Durchschnitt der tat-
sächlichen Aufwendungen pro Flüchtling in 2016, zzgl. der Kosten der Unterkunft, multipliziert mit 
der angenommenen Anzahl an Flüchtlingen zusammen. Zum Zeitpunkt der Haushaltsplanung 
wurde von einer Flüchtlingszahl von 628 Menschen ausgegangen, die in 2017 Anspruch auf Leis-
tungen nach dem AsylbLG haben. Hierbei wurde von durchschnittlichen Kosten von 330 € je 
Flüchtling / Monat zzgl. Unterkunftskosten ausgegangen.  
 
Aufgrund der aktuellen Entwicklung der Flüchtlingssituation wurden die Haushaltsansätze überprüft 
und korrigiert. Für das Haushaltsjahr 2017 wird von einer Flüchtlingszahl von 457 Flüchtlingen 
ausgegangen. Zudem beinhaltet der Ansatz nicht mehr die Unterkunftskosten, da diese bei der 
Produktgruppe 1.01.15 Gebäudemanagement veranschlagt sind. 
Bei durchschnittlichen Kosten von 330 € je Flüchtling / Monat ergeben sich folgende Ansätze: (S. 
Änderungsliste):  
in 2017: 1.809.720 €;  

84/129



Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

in 2018: 1.627.560 €. 
 

FDP 4a Anfrage 1.01.12  
TUI 

66 Anfrage: Wie kommen Kostensteigerungen pro Schüler von 2015 auf 2016 zustande? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Bei der Berechnung der Kennzahlen haben sich die Basisdaten geändert; Die Zuordnungen der 
entsprechenden IT-Aufwendungen werden überprüft und für alle Zeiträume von 2015 bis 2021 kor-
rigiert. 

FDP 4b Anfrage 1.01.12  
TUI 

66 Anfrage: Wie kommen die Unterschiede der Kosten pro Schüler von Gymnasium und Gesamt-
schule zustande? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Bei der Berechnung der Kennzahlen haben sich die Basisdaten geändert; Die Zuordnungen der 
entsprechenden IT-Aufwendungen werden überprüft und für alle Zeiträume von 2015 bis 2021 kor-
rigiert. 

FDP 15a Antrag 1.01.17  
Inklusion und 
Demographie 

104 Antrag: Aufwendungen für die Weiterentwicklung des Aktionsplanes "Inklusion in Bornheim" 
20.000 € streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Mittel dienen einerseits der Finanzierung der für den Bildungsbereich jährlich stattfindenden 
Zukunftswerkstatt. Darüber hinaus wurde auf Beschluss des Ausschusses für Schule, Soziales und 
demographischen Wandel in 2014 der Bornheimer Aktionsplan "Inklusive Bildung" erstellt, der auf 
der Basis einer Evaluation fortgeschrieben werden soll. In diesem Zusammenhang ist auf der 
Grundlage des im Sommer 2016 in Kraft getretenen ersten Gesetzes zur Stärkung der Sozialen 
Inklusion in NRW eine über den Bildungsbereich hinausgehende Weiterentwicklung des Aktions-
planes geplant. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
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führungen der Verwaltung. 

FDP 15b Antrag 1.01.17  
Inklusion und 
Demographie 

104 Antrag: Externe Begleitung der 2. und 3. Phase des demographischen Entwicklungskonzeptes 
2017: 80.000 €, 2018: 50.000 €, streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung eines demographischen Entwicklungskon-
zeptes beauftragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten Daten zeigen, dass auch 
Bornheim von demographischen Veränderungen betroffen ist. Die Analyse und Steuerung dieses 
Veränderungsprozesses wird eine wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdisziplinär ge-
staltet und extern begleitet werden soll. Die eingeplanten Mittel dienen der Finanzierung der exter-
nen Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umsetzung erster Handlungsempfehlungen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

CDU 29 Antrag 1.01.17  
Inklusion und 
Demographie 

104 Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel für das Projekt 'Demographischer Wandel' vor-
erst zu streichen und anstelle dessen die Mittel für den Seniorenbeirat und das Jugendparlament 
jeweils zu verdoppeln. Die zuständige Demographie-Beauftragte soll zukünftig bei allen Entwick-
lungen in der Stadt Bornheim Stellungnahmen in Bezug auf den demographischen Wandel für die 
entsprechenden Ausschüsse abgeben (StEA, ASS, JHA). 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung eines demographischen Entwicklungskon-
zeptes beauftragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten Daten zeigen, dass auch 
Bornheim von demographischen Veränderungen betroffen sein wird. Die Analyse und Steuerung 
dieses Veränderungsprozesses wird eine wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdiszipli-
när gestaltet und extern begleitet werden soll. Die eingeplanten Mittel dienen der Finanzierung der 
externen Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umsetzung erster Handlungsempfehlun-
gen. 
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Die Demographie-Beauftragte hat nach der Gemeindeordnung keine besondere Stellung in der 
Verwaltung. Sie ist Teil der einheitlichen Verwaltung, die vom Bürgermeister vertreten wird. 
 
Im Übrigen verfügen die genannten Beiräte über eine ausreichende Finanzierung für die Umset-
zung der von ihnen beabsichtigten Projekte. Grundsätzlich handelt es bei den Mitteln der Beiräte 
um freiwillige Leistungen. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

Grüne 4 Anfrage  1.01.17  
Inklusion  und 
Demographie 

104 Anfrage: Die Personalkosten steigen um ca. 50%. Warum? 
Warum gibt es 2017/2018 keinen Ansatz mehr für die Förderung der Inklusion (Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen) Fördert das Land nicht mehr? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Personalkostenzuordnung wurde an die zwischenzeitlich erfolgte Stellenbesetzung angepasst. 
Die Zuordnung der Pensionsrückstellungen wurde ebenfalls entsprechend angepasst. Zum Zeit-
punkt der Haushaltsplanung 2015/2016 war die konkrete Besetzung noch nicht absehbar. 
 
Die Ansätze für die Förderung der Inklusion wurden zunächst als allgemeine Finanzmittel in der 
Produktgruppe 1.16.01 abgebildet, allerdings wegen Zweckmäßigkeit doch wieder unter 1.01.17 
eingestellt (siehe Änderungsliste).  

Grüne 5 Antrag 1.01.17  
Inklusion und 
Demographie 

104 Antrag: Demographischer Wandel stellt aus unserer Sicht ein strategisches Handlungsfeld dar. 
Allerdings sollten Ausgaben gezielt und ergebnisorientiert erfolgen. Wie erklären sich die angesetz-
ten Kosten für externe Begleitung? Da aus dem Haushalt 2015/2016 keine Ergebnisse zur 1. Pha-
se vorliegen, sind diese Positionen ebenso wie der externe Dienstleister zu hinterfragen. Der Bür-
germeister wird beauftragt, ein klares Ergebnisziel für die Phasen zu definieren mit Zielstellung und 
Business Case und den Rat bzw. den bezogenen Ausschuss bei der Zielsetzung, dem Terminplan 
und der Auswahl des Dienstleisters einzubeziehen. Die Mittel sind im Haushalt so mit einem Sperr-
vermerk zu versehen, dass die Mittel nur freigegeben werden, wenn die oben genannte Zielstellung 
vorliegt.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Der externe Dienstleister hat in 2016 einen ersten Entwurf eines Demographie-Berichts vorgelegt, 
der noch der Abstimmung innerhalb der Verwaltung und einer Fortschreibung bedarf. Die bisher 
erbrachten Leistungen wurden noch nicht abgerechnet. 
Die 2. Phase des Projektes sieht die Beteiligung der Bevölkerung, also der Bürgerschaft, der Ver-
eine, Verbände, Organisationen, Interessenvertretungen u. ä. vor. Die Beteiligung soll in Form von 
Workshops und Befragungen durchgeführt werden, für deren externe Moderation bzw. Begleitung 
die jetzt eingestellten Mittel veranschlagt wurden. Die Verwaltung wird  dem Rat mit dem Berichts-
entwurf auch die weitere Prozesskonzeption zur Beratung und Festlegung der strategischen Ent-
wicklungsziele vorlegen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

FDP 16 Antrag 1.01.17  
Inklusion und 
Demographie 

105 Antrag: Investitionsmaßnahme Umsetzung demographisches Entwicklungskonzept streichen 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
Auf Beschluss des Rates wurde in 2016 die Erstellung eines demographischen Entwicklungskon-
zeptes beauftragt. Die in diesem Zusammenhang bisher ermittelten Daten zeigen, dass auch 
Bornheim von demographischen Veränderungen betroffen ist. Die Analyse und Steuerung dieses 
Veränderungsprozesses wird eine wesentliche Zukunftsaufgabe darstellen, die interdisziplinär ge-
staltet und extern begleitet werden soll. Die eingeplanten Mittel dienen der Finanzierung der exter-
nen Prozessbegleitung und -moderation sowie der Umsetzung erster Handlungsempfehlungen. Bei 
einer Streichung der investiven Ansätze in Höhe von jeweils 50 T€ in den Jahren 2017 und 2018 
müssten ggf. erforderliche Mittel zur Deckung eines konkreten investiven Umsetzungsbedarfs im 
Rahmen der Bewirtschaftung des Haushalts bereitgestellt werden.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

SPD 3 Anfrage 1.03  140 Anfrage: Unter welcher Position werden die Einnahmen aus dem Investitionsprogramm "Gute 
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Schulträgerauf-
gaben 

Schule 2020" berücksichtigt? 
 
Antwort der Verwaltung:  
 
Die Verwaltung hat nach Vorliegen des Entwurfes des Erlasses des MIK NRW zum Gesetz über 
die Leistung von Schuldendiensthilfen für Kredite im Rahmen des Programms "Gute Schule 2020" 
einen jährlichen Ertrag aus Transferleistungen von rd. 785.000 € für die Jahre 2017 bis 2020 in 
den Veränderungsprozess bei der Produktgruppe 1.16.01 Allgemeine Finanzwirtschaft aufgenom-
men. 

FDP 19 Anfrage 1.03.01  
Grundschulen 

146 Anfrage: Können die Telefonkosten für Grundschulen gesenkt werden? Welche Telefonverträge 
wurden für die Verwaltungs- und Schulgebäude der Stadt Bornheim generell abgeschlossen und 
wann wurde zuletzt ausgeschrieben? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Für Telefon- und Internetanschlüsse im Festnetz für Verwaltungsgebäude, Schulgebäude, Kinder-
tagesstätten etc. existieren Einzelverträge, die zum Teil in Sammelkundennummern zusammenge-
fasst sind. In der Regel ist die Fa. NetCologne GmbH, Köln, Vertragspartner.  
Aktuell steht die Verwaltung mit der Fa. NetCologne GmbH in Verhandlungen, um für die pädago-
gischen Netze der Schulen eine kostenlose Anbindung an das Glasfasernetz zu erreichen. Gleich-
zeitig steht die Verwaltung mit der Fa. NetCologne GmbH in Verhandlungen, um für die Verwal-
tungsnetze der Schulen, die Kindertagesstätten und die Verwaltungsgebäude eine Optimierung der 
Tarifstruktur zu erreichen.  
Die Tarifstruktur wird regelmäßig überprüft und optimiert. Zuletzt konnte 2014 eine deutliche Redu-
zierung der Telefonkosten für Verwaltungsgebäude, Schulen und Kindertagesstätten erreicht wer-
den. Die Leistungen sind bisher nicht ausgeschrieben worden.  

Grüne 16 Antrag 1.03 
Schulträgerauf-
gaben 

147 Antrag: Der BM wird beauftragt, eine deutliche Erhöhung der Sekretärinnen-Stunden an Grund-
schulen vorzunehmen und die Mittel, bzw. Stellen im Haushalt 2017/2018 einzustellen.  
Eine Erhöhung ist dringend geboten, da 
1. durch die zusätzlichen Herausforderungen durch Inklusion neue Aufgabengebiete hinzugekom-
men sind. 
2. durch die zusätzlichen Herausforderungen durch Integration von Flüchtlingskindern eine Vielfalt 
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von Aufgaben und Regelungsbedarf zwischen vielen verschiedenen Institutionen, Klärung von Fra-
gen etc. hinzugekommen sind. 
3. für beide SchülerInnengruppen eine Vielzahl neuer Abfragen durch Schulamt und Kommune auf 
die Sekretariate einstürmen. 
 
Darüber hinaus müssen die Sekretariate an jedem Morgen ab 8 Uhr besetzt sein, um einen rei-
bungslosen Ablauf und die Sicherheit der SchülerInnen auf dem Weg zur Schule, durch tägliche 
Entgegennahme von Krankmeldungen und Überprüfung der Anwesenheit, zu garantieren. 
Folgende Sekretariate sind noch nicht täglich besetzt: 
Merten, Rösberg, Waldorf, Walberberg, Sechtem, Roisdorf. 
Bei der Bemessung der Stundenzahl darf darüber hinaus die SchülerInnenmenge nur anteilig ge-
wichtet werden. 
Eine große Rolle muss die individuelle Struktur einer Schule spielen, das heißt die Berücksichti-
gung der Kriterien, die einen erhöhten organisatorischen Zeitaufwand bedeuten: 
* jahrgangsübergreifender Unterricht erfordert ein deutliches Mehr an organisatorischen Bu-
chungsabläufen 
* Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf müssen aktualisiert gelistet und die Anträge be-
arbeitet und versendet werden 
* Flüchtlingskinder erfordern spezielle ständig aktualisierte Kontaktlisten 
* sonstige Kinder mit Migrationshintergrund   
* "BUT-Kinder" 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es handelt sich um einen Antrag, der im Grundsatz den Stellenplan betrifft. 
 
Die Verwaltung bereitet derzeit auf Basis der KGST-Gutachten eine Untersuchung der Bereiche 
Schulhausmeister- und Schulsekretärinnen vor, soweit die im Haushalt 2017/2018 unter 1.01.11 
Organisation vorgesehenen Mittel zur Verfügung stehen. 
Soweit sich bei dieser Betrachtung stellenbezogene Mehrbedarfe verifizieren lassen, wird hierzu 
eine entsprechende Gremienunterrichtung erfolgen. Grundsätzlich muss sich der Stellenbedarf an 
der konkreten Aufgabenerledigung orientieren.   
Die Verwaltung weist daraufhin, dass grundsätzlich die Personalbemessung und der Personalein-
satz in die Organisationshoheit und alleinige Zuständigkeit des Bürgermeisters fallen. 

90/129



Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

FDP 20 Anfrage 1.03.03  
Gymnasien 

156 Anfrage: Sind die angesetzten Summen für 2017 und 2018 aus den Erfahrungen der letzten Jahre 
nicht zu niedrig angesetzt? Wäre es sinnvoller, einen Mittelwert der letzten Jahre anzusetzen? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Ermittlung der Haushaltsansätze erfolgte auf der Grundlage einer von den Schulen vorgeleg-
ten Bedarfsliste. In diesem Zusammenhang wurden mit allen Schulen Gespräche geführt. Hierbei 
wurden die beantragten und notwendigen Maßnahmen priorisiert und in Abstimmung mit den 
Schulen bedarfsgerecht und zweckgemäß nach Dringlichkeit in den Haushalt eingestellt.  

FDP 21 Anfrage 1.03.04  
Gesamtschulen 

160 Anfrage: Sind die angesetzten Summen für 2017 und 2018 aus den Erfahrungen der letzten Jahre 
nicht zu niedrig angesetzt? Wäre es sinnvoller, einen Mittelwert der letzten Jahre anzusetzen? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Ermittlung der Haushaltsansätze erfolgte auf der Grundlage einer von den Schulen vorgeleg-
ten Bedarfsliste. In diesem Zusammenhang wurden mit allen Schulen Gespräche geführt. Hierbei 
wurden die beantragten und notwendigen Maßnahmen priorisiert und in Abstimmung mit den 
Schulen bedarfsgerecht und zweckgemäß nach Dringlichkeit in den Haushalt eingestellt.  

Grüne 18 Anfrage 1.03.07  
Sonst. schuli-
sche Aufgaben 

166 Anfrage: Das Haushaltssicherungskonzept sieht die Prüfung zur Umstellung des Schülerspezial-
verkehrs auf den ÖPNV vor. Wurde die Prüfung durchgeführt und wenn ja, mit welchem Ergebnis. 
Welche Möglichkeiten der Optimierung gibt es, die Bedarfe abzudecken, insbesondere durch Ver-
längerung oder Erweiterung von bestehenden Routen, um auf aktuelle Bedarfe zu reagieren (z.B. 
Anmeldung von 20 Grundschülern aus Brenig in der Grundschule Waldorf). Welche Kosten entste-
hen und welche Kostenbeteiligung der Eltern ist möglich? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Eine Umstellung vom Schülerspezialverkehr auf den ÖPNV ist in der Vergangenheit bereits mehr-
fach geprüft und untersucht worden (siehe zuletzt Vorlage 050/2014-4). Die letzte Untersuchung 
endete mit einer Neuausschreibung der bisherigen Schülerspezialverkehre. 
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Der Vertrag über die Beförderung von Schülerinnen und Schülern im Schülerspezialverkehr der 
Stadt Bornheim hat noch bis zum 31.07.2018 Gültigkeit.  
Die Prüfung einer möglichen Umstellung des Schülerspezialverkehrs auf den ÖPNV für die weiter-
führenden Schulen (Europaschule, Heinrich-Böll-Sekundarschule) wird von der Verwaltung derzeit 
vorbereitet. Über das Ergebnis der Prüfung und mögliche Alternativen wird die Verwaltung den 
Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel informieren.  
 
Die Verwaltung beabsichtigt, den Schülerspezialverkehr für die Grundschulen der Stadt Bornheim 
weiterhin im Rahmen des bestehenden Systems durchführen zu lassen. Eine Umstellung auf den 
ÖPNV ist nicht vorgesehen.  
 
Eine Verlängerung oder Erweiterung von bestehenden Routen, um auf jeweils aktuelle Bedarfe zu 
reagieren, ist im Rahmen des aktuellen Vertrages nicht möglich und müsste künftig im Rahmen 
eines Ausschreibungsverfahrens geprüft werden. Grundlage für die bestehende Routenplanung 
sind die Schuleinzugsbereiche. Eine Anpassung an alle Einzelwünsche würde zu einer Kostenstei-
gerung führen und wäre auch schwierig zu händeln. 

Die LIN-
KE  

7 Anfrage 1.03.07  
Sonst. schuli-
sche Aufgaben 

166 Anfrage: Schülerbeförderung: Wieso steigen die Kennzahlen für die Kosten der Beförderung bei 
gleichen Schülerzahlen, trotz vermutl. sinkender Anspruchsteller?  
 
Antwort der Verwaltung: 
Der Ansatz beinhaltet eine lineare Erhöhung als Sicherheitsreserve für unvorhersehbare Sonder-
fahrten im Rahmen des Schülerspezialverkehrs sowie Preisanpassungen für Treibstoff die im 
Rahmen des Vertrages mit dem Busunternehmen vereinbart sind. 

UWG 8 Anfrage 1.03.07  
Sonst. schuli-
sche Aufgaben 

167 Anfrage: Für 2017 und 2018 sind zum 1. Mal Transferaufwendungen von ca. 130.000 € einge-
stellt. Wofür? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Transferaufwendungen werden nicht zum 1. Mal veranschlagt. Es handelt sich um Aufwen-
dungen für die Schulsozialarbeit, die von der Bezirksregierung mit 60% (77.904 €, Zeile 2 des Teil-
ergebnisplanes zur Produktgruppe 1.03.07 des Haushaltsentwurfes 2017/2018) bezuschusst wer-
den. Im Doppelhaushalt 2015/2016 wurden entsprechende Erträge und Aufwendungen bei der 
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Produktgruppe 1.06.03 Erzieherische Hilfen veranschlagt.  

CDU 30 Antrag 1.03.07  
Sonst. schuli-
sche Aufgaben 

167 Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, für die Jahre 2018 ff. Haushaltsmittel für die Weiterfüh-
rung der Schulsozialarbeit einzuplanen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Mittel für die Schulsozialarbeit sind von 2017 bis 2021 eingeplant; die Aufwendungen werden 
voraussichtlich von der Bezirksregierung mit 60% (77.904 €, Zeile 2 des Teilergebnisplanes zur 
Produktgruppe 1.03.07 des Haushaltsentwurfes 2017/2018) bezuschusst. Die Verwendung der 
Mittel ist förderungsabhängig. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel:  
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

Grüne 6 Anfrage 1.03.07  
Sonst. schuli-
sche Aufgaben 

167 Anfrage: Soll der Schulentwicklungsentwicklungsplan wieder an dasselbe Büro vergeben werden 
oder wird  neu ausgeschrieben? 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Hierzu wird auf die gesonderte Vorlage 055-2017 hingewiesen. 
 
Die Verwaltung beabsichtigt darüber hinaus, im kommenden Jahr den Schulentwicklungsplan fort-
schreiben zu lassen. In diesem Zusammenhang werden seitens der Verwaltung vorab Anforde-
rungskriterien an den künftigen Schulentwicklungsplan erstellt. Im Anschluss hieran beabsichtigt 
die Verwaltung, im Rahmen einer freihändigen Vergabe Angebote für die Erstellung eines Schul-
entwicklungsplanes einzuholen. 

FDP - Antrag 1.05.02  
Soziale Einrich-
tungen 

194 Antrag: Erhebung einer Kennzahl "Flüchtlingskostendeckung". 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat keine Bedenken, wie beantragt zu beschließen. Zwischenzeitlich liegt ein 
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KGSt-Bericht 04/2016 "Kommunales Flüchtlingsmanagement - Leitfaden für die Kostenrechnung" 
vor, welcher auch Kostenrechnungsmodelle aus der Praxis enthält. Die Verwaltung wird auf dieser 
Grundlage und mit den Daten des aufzustellenden Jahresabschlusses 2016 einen Vorschlag für 
eine solche Kennzahl entwickeln und dem Haupt- und Finanzausschuss im ersten Quartal 2017 
berichten. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel empfiehlt dem Haupt- und Fi-
nanzausschuss, wie folgt zu beschließen: 
 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Verwaltung und be-
auftragt die Verwaltung, eine Kennzahl "Flüchtlingskostendeckung" zu erheben. 

Grüne 9 Anfrage 1.05.02  
Soziale Einrich-
tungen 

194 Anfrage: Die weitere Untergliederung der Produktgruppe taucht nur in der Beschreibung auf. Die 
auf Seite 194 gelisteten Untergruppen 1.05.02.01 bis .03 finden sich im weiteren Fortgang nicht 
wieder. Warum? Wo sind die Kosten für diese Untergruppen detailliert abgebildet? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Gemeindehaushaltsverordnung sieht keine Untergliederung nach Produkten vor. Daher sind 
die Haushaltspläne und Jahresabschlüsse durchgängig auf Ebene der Produktgruppen dargestellt.  

Grüne 10 Antrag 1.05.02  
Soziale Einrich-
tungen 

194 Antrag: Der Bürgermeister wird beauftragt, eine Zukunftswerkstatt Integration & Partizipation zu 
planen und in 2017 durchzuführen. Für die Kosten sind mit  7.500 € im Haushalt einzustellen. Die 
Durchführung kann aus Kostengründen auch in Bornheim, z.B. in der Jugendakademie stattfinden. 
Ferner ist zu prüfen, ob eine alternierende Durchführung der eingeführten Zukunftswerkstatt Bil-
dung/Inklusion mit der neu aufzusetzenden Zukunftswerkstatt Integration& Teilhabe sinnvoll ist.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Rahmen des von der Verwaltung zu erstellenden Integrationskonzeptes ist beabsichtigt, mit 
allen Akteuren Gespräche zu führen. In diesem Zusammenhang kann auch der Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne thematisiert werden. Das Thema Integration war in der Vergangenheit bereits 
Bestandteil verschiedener Zukunftswerkstätten. Die Verwaltung hat keine Bedenken, bei zukünfti-
gen Zukunftswerkstätten das Thema Integration und Partizipation verstärkt zu behandeln und den 
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Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

Teilnehmerkreis entsprechend anzupassen. 
 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

UWG 9 Anfrage 1.05.02  
Soziale Einrich-
tungen 

198 Anfrage: In den Erläuterungen zu Zeile 13 wird für sonstige Sach- u. Dienstleistungen eine Sum-
me von 1.150 Mio. € für 2017 und in 2018 von 1.004 Mio. € ausgewiesen. Ist es möglich, diesen 
Betrag noch etwas aufzuschlüsseln? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Es handelt sich um geplante Aufwendungen für die Flüchtlingsbetreuung, und zwar:  
in 2017: durch den Malteser Hilfsdienst 443.000 € und Sicherheitsdienste in Flüchtlingsunterkünf-
ten 707.000 €; 
in 2018: Malteser 387.000 €  und Sicherheitsdienste 617.000 €. 

UWG 16 Anfrage 1.05.02  
Soziale Einrich-
tungen 

198 Die Transferaufwendungen sind lt. Haushaltsplanentwurf 2017/2018 von 2,163 Mio. € in 2016 auf 
5,616 Mio. € in 2017 und auf 5,055 Mio. € in 2018 gestiegen. Laut Erläuterung ergibt sich für 2017 
jedoch ein Ansatz  von 6,178 Mio. € und für 2018 von 5,392 Mio. €. Demnach wäre der Ansatz im 
Haushalt in 2017 um ca. 500.000 € zu gering und in 2018 um ca. 340.000 €. Falls die Zahlen 
stimmen, wäre das Defizit um knapp 1 Mio. € größer. Können Sie bitte überprüfen, welche Zahlen 
richtig sind? 
 
Antwort der Verwaltung:  
Durch eine sehr kurzfristige Änderung der vorgesehenen Flüchtlingsaufnahmen wurde der Planan-
satz reduziert, ohne dass die Erläuterungen angepasst werden konnten. Dies wird in der endgülti-
gen Fassung des Haushaltes 2017/2018 redaktionell nachgeholt. Die Erläuterungen sollen wie 
folgt lauten: 
 
Asylleistungen (EUR) 2017 2018 
Leistungen §4 AsylbLG-Krankheit  1.516.000 1.364.000 
Leistungen §2 AsylbLG-Besondere Fälle  661.000 595.000 
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Fraktion Nr. Anfra-
ge oder 
Antrag 

Produktgruppe Seite 
im 
HPl 

Inhalt (Anfrage, Antrag), Erläuterungen, Antworten und Stellungnahmen sowie Beschluss-
entwürfe der Verwaltung 

Leistungen §3 AsylbLG-Grundleistungen 3.381.000 3.043.000 
Leistungen §6 AsylbLG-Sonstige Leist. 34.000 31.000 
Leistungen Bildung Teilhabe AsylbLG 24.000 22.000 
SUMMEN 5.616.000 5.055.000 

 

UWG 10 Antrag 1.08.02 Bäder 239 Antrag: Unter Einbeziehung der geschätzten Angaben des SBB, der Afa u. der internen Leis-
tungsbeziehung ergibt sich für das HFB in den Jahren 2017 u. 2018 ein Verlust von rd. 875.000 €. 
Wir beantragen daher eine Kostenermittlung für den Transport und die Kosten für den Schwimm-
unterricht in einem benachbarten Schwimmbad.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Alle 12 städtischen Schulen nehmen mit insgesamt 774 Schülerinnen und Schülern am Schul-
schwimmen teil. Kosten 2015: rund 200.000 €. 
Der Transport erfolgt durch Sonderfahrten, die von der Fa. Tücks im Rahmen des Vertrages für 
den Schülerspezialverkehr pauschal abgerechnet werden. Für das AvH-Gymnasium, die Europa-
schule und die Grundschule Bornheim ist ein Bustransfer wegen der Nähe zum Schwimmbad nicht 
erforderlich. Im Zusammenhang mit der Anfrage der UWG-Fraktion wurden die Schwimmbäder der 
Nachbarkommunen aus Brühl, Wesseling und Bonn nach freien Schwimmkapazitäten abgefragt. 
Alle infrage kommenden Bäder können keine ausreichenden Kapazitäten für das Schulschwimmen 
Bornheimer Schüler zur Verfügung stellen.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt Kenntnis von den Aus-
führungen der Verwaltung. 

 
2. Verwaltungsseitige Änderungen 
 
Die verwaltungsseitigen Änderungen betreffen die Produktgruppen 1.01.17 "Inklusion und Demographie", 1.03.01 "Grundschulen", 1.03.05 "För-
derschulen", 1.05.02 "Soziale Leistungen", 1.05.03 "Asylleistungen" und 1.05.04 "Unterhaltsleistungen". 
 
In der Produktgruppe 1.01.17 "Inklusion" wurden Fördermittel des Landes (76.000 €) angesetzt, die zuvor aufgrund der Verfügung des IT NRW in 
der Produktgruppe 1.16.01 "Allgemeine Finanzwirtschaft" veranschlagt worden waren. 
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Die Planansätze in den Produktgruppen 1.03.01 "Grundschulen" und 1.03.05 "Förderschulen" sind aufgrund der erfolgten Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Offenen Ganztagsschulen (gem. Beschluss zu Vorlage Nr. 336/2016-4) angepasst worden. Dar-
über hinaus sind die investiven Planansätze für die Ausstattung der Sekundarschule Merten und der Europaschule erhöht worden (siehe Ände-
rungsliste investiv). 
 
Asylleistungen werden ab dem Haushaltsjahr 2017 in einer eigenständigen Produktgruppe (1.05.03; vorher 1.05.02) abgebildet. Dies erleichtert 
die Darstellung von Zielen und Kennzahlen im Zusammenhang mit der Flüchtlingsunterbringung und -betreuung. 
 
Aufgrund der aktuellen Flüchtlingsentwicklung ergeben sich Anpassungsbedarfe, die sowohl den Ertrags- als auch den Aufwandsbereich betref-
fen. Den Erträgen aus Zuwendungen liegt die Absicht der Landesregierung zu Grunde, pro Flüchtling und Jahr einen Betrag in Höhe von 10.000 
€ pauschal zu erstatten. Bei den Benutzungsgebühren für Flüchtlingsunterkünfte wird der Personenkreis zu Grunde gelegt, der keinen Leis-
tungsanspruch nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz hat und zugleich Wohnraum in Anspruch nimmt. Die Aktualisierung der Gebührensatzung 
erfolgt derzeit. Die Transferaufwendungen sind an die aktuelle Entwicklung der Flüchtlingszahlen anzupassen. 
 
Im Bereich der Unterhaltsleistungen (1.05.04) sind die Planwerte auf Grund beabsichtigter gesetzlicher Änderungen angepasst worden. Nach 
den jüngsten Informationen des Städte- und Gemeindebundes ist das Gesetzgebungsvorhaben zur Ausweitung des Unterhaltsvorschusses u.a. 
auf Grund des kommunalen Widerstandes nicht abgeschlossen worden. Zwischen Bund und Ländern müssen offenbar noch Fragen der Finan-
zierung geklärt werden, so dass die Daten ggf. im Januar 2017 noch einmal aktualisiert werden müssen. Vor diesem Hintergrund ist zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht zu erwarten, dass das Gesetzesvorhaben zum 01.01.2017 in Kraft treten wird. Die Verwaltung wird zur Sitzung über den aktuellen 
Stand informieren. 
 
Die verwaltungsseitigen Änderungen sind in den nachfolgenden Tabellen dargestellt. 
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Änderungsliste 2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018 Stand: 02.12.2016
Erträge und Mehrerträge: negativ (minus)
Aufwendungen und Mehraufwendungen: positiv Änderungsliste für den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel

Produktbereich und -
gruppe; 
Seite und Zeile im 
Haushaltsplan

Erläuterungen Entwurf 
2017

Änder. 
2017

SUMME  
2017

Entwurf 
2018

Änder. 
2018

SUMME  
2018

Entwurf 
2019

Änder. 
2019

SUMME  
2019

Entwurf 
2020

Änder. 
2020

SUMME  
2020

Entwurf 
2021

Änder. 
2021

SUMME  
2021

Produktbereich 1.01 Innere Verwaltung
10117 Inklusion und Demografie S. 102
Zeile 2 Zuwendungen u. 
allgemeine Umlagen

Zuweisungen des Landes für die Förderung der 
Inklusion 0 -76.000 -76.000 0 -76.000 -76.000 0 -76.000 -76.000 0 -76.000 -76.000 0 -76.000 -76.000

SUMME Inklusion und Demografie -76.000 -76.000 -76.000 -76.000 -76.000

Produktbereich  1.03 Schulträgeraufgaben
10301 Grundschulen S. 144

Zeile 2 Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen

Zuweisung des Landes; Anpassung der Zuweisungen 
aufgrund geänderter Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen ab dem 01.08.2016

-1.041.643 25.879 -1.015.764 -1.041.643 25.879 -1.015.764 -1.041.643 25.879 -1.015.764 -1.041.643 25.879 -1.015.764 -1.041.643 25.879 -1.015.764

Zeile 4 Öffentlich-rechtl. 
Leistungsentgelte

OGS-Elternbeiträge; Anpassung aufgrund geänderter 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen -554.280 -198.696 -752.976 -554.280 -198.696 -752.976 -554.280 -198.696 -752.976 -554.280 -198.696 -752.976 -554.280 -198.696 -752.976

Zeile 13 Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleist.

OGS-Garantiebeiträge an Träger: Anpassung aufgrund 
geänderter Gebührensatzung 670.500 145.980 816.480 670.500 145.980 816.480 670.500 145.980 816.480 670.500 145.980 816.480 670.500 145.980 816.480

Zeile 15 
Transferaufwendungen

Weiterleitung der OGS-Landeszuweisungen an Träger 
(korrespondiert mit Zeile 2) 1.048.195 -25.879 1.022.316 1.048.013 -25.879 1.022.134 1.048.013 -25.879 1.022.134 1.048.077 -25.879 1.022.198 1.048.141 -25.879 1.022.262

SUMME Änderungen 10301 Grundschulen -52.716 -52.716 -52.716 -52.716 -52.716

10305 Förderschulen S. 161
Zeile 4 Öffentlich-rechtl. 
Leistungsentgelte

OGS-Elternbeiträge; Anpassung aufgrund geänderter 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen -18.000 -7.896 -25.896 -18.000 -7.896 -25.896 -18.000 -7.896 -25.896 -18.000 -7.896 -25.896 -18.000 -7.896 -25.896

Zeile 13 Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleist.

OGS-Garantiebeiträge an Träger: Anpassung aufgrund 
geänderter Gebührensatzung 27.000 5.400 32.400 27.000 5.400 32.400 27.000 5.400 32.400 27.000 5.400 32.400 27.000 5.400 32.400

SUMME Änderungen 10305 Förderschulen -2.496 -2.496 -2.496 -2.496 -2.496

Produktbereich 1.05 Soziale Leistungen
10502  Soziale Einrichtungen und Leistungen S. 196

Zeile 2 Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen:

Zuweisungen des Landes für Flüchtlingsbetreuung;
umgeplant zu Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen;
Rest verbleibt für Senioren und Integration

-8.000.000 7.966.000 -34.000 -7.200.000 7.166.000 -34.000 -6.720.000 6.686.000 -34.000 -6.432.000 6.398.000 -34.000 -6.259.200 6.225.200 -34.000

Sonstige Transfererträge - Rückzahlungen von 
Leistungsempfängern; teilweise umgeplant zu 
Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen;
Rest verbleibt für Senioren und Integration

-50.000 15.000 -35.000 -40.000 8.500 -31.500 -35.000 6.020 -28.980 -30.000 2.469 -27.531 -30.000 3.295 -26.705

Zeile 4 Öffentl.-rechtliche 
Leistungsentgelte

Benutzungsgebühren für Flüchtlingsunterkünfte;
umgeplant zu Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen -580.000 580.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0 -700.000 700.000 0

Zeile 13 Aufwendungen für 
Sach- und 
Dienstleistungen

Unterhaltung Betriebs- und Geschäftsausstattung; 
Erwerb GWGs, Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen, Sonstige Sach- und 
Dienstleistungen, SBB-Stadtpauschale;
teilweise umgeplant zu Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen;
Rest verbleibt für Senioren und Integration

1.256.128 -1.225.600 30.528 1.127.528 -1.098.600 28.928 1.046.128 -1.017.600 28.528 1.003.228 -974.600 28.628 976.329 -947.600 28.729

Zeile 15 
Transferaufwendungen

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz:
vollständig umgeplant zu Produktgruppe 1.05.03 
Asylleistungen

5.616.000 -5.616.000 0 5.055.000 -5.055.000 0 4.718.000 -4.718.000 0 4.515.000 -4.515.000 0 4.393.000 -4.393.000 0

Zeile 16 Sonst. ordentl. 
Aufwendungen

Aus- und Fortbildung, Umschulung - umgeplant zu 
Produktgruppe 1.05.03 Asylleistungen 1.000 -1.000 0 500 -500 0 500 -500 0 500 -500 0 500 -500 0

SUMME Änderungen  10502  Soziale Einrichtungen und Leistungen 1.718.400 1.720.400 1.655.920 1.610.369 1.587.395
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Änderungsliste 2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018 Stand: 02.12.2016
Erträge und Mehrerträge: negativ (minus)
Aufwendungen und Mehraufwendungen: positiv Änderungsliste für den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel

Produktbereich und -
gruppe; 
Seite und Zeile im 
Haushaltsplan

Erläuterungen Entwurf 
2017

Änder. 
2017

SUMME  
2017

Entwurf 
2018

Änder. 
2018

SUMME  
2018

Entwurf 
2019

Änder. 
2019

SUMME  
2019

Entwurf 
2020

Änder. 
2020

SUMME  
2020

Entwurf 
2021

Änder. 
2021

SUMME  
2021

   
     

    
 

       

    

   
   

    
 

      
       

   
       

      
    

  
     

  
       

   
   

   
       

      
    

  
     

  
   

   
       

    
 

    
    

     
     

    
  

     
     

    

    
  

    
    

    
 

     

     

     
     

           
  

        

      
    

 
    

   
     

   
     

    
  

    
    

    
 

     
  

    
   
  
   
   

   
     

       

      
       

  
    

        
 

    
  

       
 

        
 

       

     
    

            

  
 

    
                    

   
     

    
 

       

    

   
   

    
 

      
       

   
       

      
    

  
     

  
       

   
   

   
       

      
    

  
     

  
   

   
       

    
 

    
    

     
     

    
  

     
     

    

    
  

    
    

     
     

 
     

     
     

           
  

        

10503  Asylleistungen (ab 2017) S. 200
Zeile 2 Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen

Zuweisungen des Landes für Flüchtlingsbetreuung;
abhängig von der Flüchtlingsanzahl 0 -4.437.384 -4.437.384 0 -4.146.408 -4.146.408 0 -3.886.608 -3.886.608 0 -3.803.472 -3.803.472 0 -3.772.296 -3.772.296

Sonstige Transfererträge - Rückzahlungen von 
Leistungsempfängern (z.B. Mietkautionen, Darlehen) 0 -35.000 -35.000 0 -31.500 -31.500 0 -28.980 -28.980 0 -27.531 -27.531 0 -26.705 -26.705

Zeile 4 Öffentl.-rechtliche 
Leistungsentgelte Benutzungsgebühren für Flüchtlingsunterkünfte 0 -803.144 -803.144 0 -920.820 -920.820 0 -1.038.500 -1.038.500 0 -1.156.175 -1.156.175 0 -1.273.851 -1.273.851

Zeile 13 Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleist.

Unterhaltung Betriebs- und Geschäftsausstattung; 
Erwerb GWGs, Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen, Sonstige Sach- und 
Dienstleistungen, SBB-Stadtpauschale

0 83.000 83.000 0 69.000 69.000 0 52.000 52.000 0 52.000 52.000 0 52.000 52.000

Flüchtlingsbetreuung durch Malteser Hilfsdienst und 
Sicherheitsdienste in Flüchtlingsunterkünften 0 816.000 816.000 0 840.480 840.480 0 865.694 865.694 0 891.665 891.665 0 918.415 918.415

Zeile 15 Leistungen §4 AsylbLG-Krankheit 0 493.560 493.560 0 443.880 443.880 0 411.480 411.480 0 392.120 392.120 0 380.160 380.160
Transferaufwendungen Leistungen §2 AsylbLG-Besondere Leistungen 0 438.720 438.720 0 394.560 394.560 0 365.760 365.760 0 349.440 349.440 0 337.920 337.920

Leistungen §3 AsylbLG-Grundleistungen 0 1.809.720 1.809.720 0 1.627.560 1.627.560 0 1.508.760 1.508.760 0 1.441.440 1.441.440 0 1.393.920 1.393.920
Leistungen §6 AsylbLG-Sonstige Leistungen 0 11.000 11.000 0 9.900 9.900 0 9.100 9.100 0 8.800 8.800 0 8.400 8.400
Leistungen Bildung Teilhabe Asyl 0 20.000 20.000 0 18.000 18.000 0 16.200 16.200 0 14.600 14.600 0 13.200 13.200

Zeile 16 Sonst. ordentl. 
Aufwendungen Aus- und Fortbildung, Umschulung 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000 0 2.000 2.000

SUMME Änderungen  10503  Asylleistungen (ab 2017) -1.601.528 -1.693.348 -1.723.094 -1.835.113 -1.966.837

10504  Unterhaltsleistungen (-vorschuss etc. S 202
Zeile 3 Sonstige 
Transfererträge

Übergeleitete Unterhaltsansprüche; Steigerung infolge 
Änderung UVG (Unterhaltsvorschussgesetz) -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000 -55.000 -110.000 -165.000

Zeile 4 Erträge aus 
Kostenerstattungen / 
Umlagen

Erstattungen vom Land; Steigerung infolge Änderung 
UVG -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000 -200.000 -400.000 -600.000

Zeile 13 Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleist.

Erstattungen an das Land; Steigerung infolge Änderung 
UVG 22.000 44.000 66.000 22.000 44.000 66.000 22.000 44.000 66.000 22.220 43.780 66.000 22.442 43.558 66.000

Zeile 15 
Transferaufwendungen

Andere sonstige soziale Leistungen; infolge Änderung 
UVG 410.000 820.000 1.230.000 410.000 820.000 1.230.000 430.000 800.000 1.230.000 438.600 791.400 1.230.000 447.372 782.628 1.230.000

SUMME Änderungen  10504  Unterhaltsleistungen (-vorschuss etc. 354.000 354.000 334.000 325.180 316.186  
 

Änderungsliste INVESTIV    2017-2021 STADT BORNHEIM Haushaltsplan 2017/2018
Ein- und Mehreinzahlungen: negativ (minus)
Aus- und Mehrauszahlungen: positiv  Stand: 16.11.2016

Projekt Produktgruppe Erläuterungen Entwurf 
2017

Änder. 
2017

Summe 
2017

Entwurf 
2018

Änder. 
2018

Summe 
2018

Entwurf 
2019

Änder. 
2019

Summe 
2019

5.000461 Sekundarschule 
Merten Inventar

1.03.02 Haupt-/ 
Sekundarschulen

Ausstattung der Räume mit Möbeln im Zusammenhang 
mit der Erweiterung der  Sekundarschule

310.000 0 310.000 5.450 94.550 100.000 4.500 195.500 200.000

5.000481 GE 
Europaschule Inventar

1.03.04 
Gesamtschulen

Ausstattung der Räume mit Möbeln im Zusammenhang 
mit der Erweiterung der  Europaschule

23.750 0 23.750 9.850 0 9.850 9.000 291.000 300.000

(Keine Änderungen in den Jahren 2020-2021)  
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  Seite 1 von 6 

Rat 08.12.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 965/2016-11 

    Stand 29.11.2016 
 
Betreff 
 

Arbeitsplätze für Flüchtlinge 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Rat nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Verwaltung. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 07.07.2016 (Vorlage 386/2016-11) die Verwaltung beauf-
tragt: 
 
1.) in einer der nächsten Sitzungen darzustellen, in welchen Bereichen der Stadtverwaltung 
und des StadtBetriebs Arbeitsplätze für Flüchtlinge angeboten werden können. Zu berück-
sichtigen sind Praktika und ähnliche Stellen für Menschen mit geringer Qualifikation sowie 
Arbeitsprogramme mit dem Ziel eines qualifizierten Berufsabschlusses.  
2.) die Anzahl der derzeit in Bornheim untergebrachten Flüchtlinge mitzuteilen, die über eine 
eingeschränkte oder uneingeschränkte Arbeitserlaubnis verfügen. 
Die Verwaltung teilt hierzu folgendes Ergebnis mit:   
 
Prüfauftrag zu 1: 
 
Die Förderung der Integration geflüchteter Menschen in den lokalen Arbeitsmarkt ist auch 
Aufgabe kommunaler Körperschaften des öffentlichen Rechts. Das Portfolio der Beschäfti-
gungsoptionen ist derzeit ebenso mannigfaltig wie unübersichtlich, da hier viele Akteure teil-
weise kongruent, teilweise parallel, bisweilen aber auch konkurrierend agieren – z.B. das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlingsangelegenheiten (BAMF), die Ausländerbehörden 
oder die Bundesagentur für Arbeit (BA) – und publizieren – z.B. der Kommunale Arbeitge-
berverband (KAV) oder die BA. Daher befindet sich die ohnehin heterogene Landschaft der 
Beschäftigungsmöglichkeiten aktuell im steten Fluss. 
 
Als Beispiele können hier die auch Inländern zur Verfügung stehenden Arbeitsmarkteintritt-
sportale genannt werden wie der Bundesfreiwilligendienst oder Praktika. 
 
Hierbei sind jedoch immer die individuellen Merkmale der jeweiligen Person zu beachten, 
durch welche der Zutritt zum deutschen Arbeitsmarkt limitiert ist. Bis auf wenige Ausnahmen 
ist jede Tätigkeit bei der Ausländerbehörde des Rhein-Sieg-Kreises vor Beginn der Aufnah-
me zu beantragen. Diese ist sachlich und örtlich zuständig und entscheidet im Einzelfall. Sie 
klärt auch das Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen, ggf. in Zusammenarbeit mit der 
BA (Vorrangprüfung etc.).  
 
Daneben stehen als Beschäftigungsmöglichkeiten für geflüchtete Menschen z.B. Tätigkeiten 
nach § 5 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) oder, zuletzt von der BA veröffentlicht, 
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM). Doch auch an diese sind gewisse Bedingungen 
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geknüpft, wenn auch nicht die persönlichen des jeweils zu Beschäftigenden. 
 
Um die Aufgabe, die Integration geflüchteter Menschen in den Arbeitsmarkt zu fördern, in 
angemessener Form wahrzunehmen, ist es der Verwaltung ein Anliegen, ihr diesbezügliches 
eigenes Beschäftigungsangebot unter der Voraussetzung eines angemessenen Verwal-
tungsaufwandes zu beschließen. Nachfolgend werden die angedachten Optionen beleuchtet. 
 
A. Flüchtlinge als Praktikanten 
 
Die Beschäftigung von Flüchtlingen als Praktikanten ist grundsätzlich eine gute Möglichkeit, 
um diesen den Zutritt zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Grundsätzlich sind Praktika nach 
Ihrem Zweck zu unterscheiden. 
Im Sinne der Gleichbehandlung hat die Verwaltung beschlossen, solche Praktika für geflüch-
tete Menschen anzubieten, die sie auch Personen ohne Flüchtlingshintergrund zur Verfü-
gung stellt. Es werden grundsätzlich nur Praktika zugesagt, bei denen keine Verpflichtung 
zur Zahlung einer Vergütung besteht. 
Diese Festlegungen sind wegen der selbstbindenden Wirkung des Verwaltungshandelns von 
besonderer Relevanz, um eventuelle Konkurrentenklagen zu vermeiden.  
 
Folgende Praktika können entsprechend von geflüchteten Menschen bei der Stadt Bornheim 
unter Berücksichtigung der jeweils nebenstehenden Kriterien(*) angefragt werden:  
 
- Pflichtpraktika im Rahmen einer/-s Schul- / Berufsausbildung / Studiums 
 * mit dem Nachweis des Bildungsträgers über die Verpflichtung zur Ableistung 
 
- Ausbildungsorientierungs-Praktika bis zu 4 Wochen  

* wenn der Nachweis einer in Deutschland anerkannten Berufsqualifikation  nicht 
möglich ist  

 
- Ausbildungs-/Studienbegleitende Praktika bis zu 4 Wochen 

* mit Nachweis einer Studien-/Ausbildungsbescheinigung für einen fachlich korrelie-
renden Ausbildungs-/Studiengang 

 
Während der Durchführung der Praktika besteht für den/die Praktikanten/-in ein Haftpflicht-
versicherungsschutz über den Vertrag der Verwaltung mit der GVV-Kommunalversicherung 
VVaG (GVV). Der Schutz ist ohne zusätzliche Beiträge abgedeckt, da der Praktikant im Auf-
trag, nach Weisung der Verwaltung tätig wird. 
 
Ein Unfallversicherungsschutz ist ebenfalls (ohne Anmeldung oder zusätzliche Beiträge) 
über den Status als Praktikant der Verwaltung über die Unfallkasse NRW sichergestellt. 
 
Die Verwaltung ermöglicht die Beschäftigung von Flüchtlingen als Praktikanten im Rahmen 
ihrer beruflichen Bildung ebenso wie das Absolvieren eines Praktikums zur Orientierung oder 
berufsbildungsbegleitend für < 4 Wochen. Jede Praktikantentätigkeit, außer derjenigen von 
Schülerinnen und Schülern, muss zwingend vorher bei der Ausländerbehörde beantragt 
werden. Hierfür sind i.d.R. eine Stellenbeschreibung sowie eine ausdrückliche Stellungnah-
me, warum die Stelle nicht auch von einer anderen Person bekleidet werden kann, notwen-
dig. 
 
B. Bundesfreiwilligendienst 
 
Wie die Verwaltung in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 12.05.2016 mit-
teilte, hat das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) mit 
Schreiben vom 17.03.2016 zwei Stellen für einen Einsatz von Personen mit Flüchtlingsbezug 
im Bundesfreiwilligendienst (BUFDI) in den Bornheimer Flüchtlingsunterkünften anerkannt: 
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Der Einsatz dauert in der Regel ein Jahr je Person. 
 
Die Kosten je Person im Bundesfreiwilligendienst stellen sich wie folgt dar:   
 
Taschengeld an Freiwillige/n      372,00 €/Monat  
 
Sozialversicherung (durch Einsatzstelle zu zahlen)  
-Arbeitnehmer und Arbeitgeberbeitrag  
sind durch die Einsatzstelle  abzuführen 
 (ca. 40 v. H. der gezahlten Beträge)                                         148,80 €/Monat 
                                                                                                        520,80 €/Monat 
 
Die Erstattung aus Bundesmitteln beträgt bis zum 25. LJ des/der Bundesfreiwilligen bis zu 
250,00 € mtl. und ab dem 26. LJ bis zu 350,00 € monatlich. 
 
C. Beschäftigung von Flüchtlinge in so genannten Ein-Euro-Jobs 
 
Voraussetzungen und Verfahren: 
 
Die Beschäftigung von Flüchtlingen gem. § 5 AsylbLG ist grundsätzlich möglich. 
Gem. § 5 Abs. 1 S.1 1.Hs AsylbLG sollen in Aufnahmeeinrichtungen Arbeitsgelegenheiten zu 
deren Aufrechterhaltung und Betreibung sowie bei kommunalen Trägern Arbeitsgelegenhei-
ten, die sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden 
würden („Zusätzlichkeit“), zur Verfügung gestellt werden. 
 
Entscheidend ist hier das Kriterium der Zusätzlichkeit der Aufgaben. Es dürfen daher bei-
spielsweise keine Tätigkeiten zur Wahrnehmung von Verkehrssicherungspflichten, Gebäude-
reinigung, Aufgaben aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung, laufenden Instandsetzungs- 
und Unterhaltungsarbeiten im Rahmen der Arbeitsgelegenheiten ausgeführt werden. 
 
Positive Beispiele für eine mögliche Arbeitsgelegenheit sind vor allem im Umweltschutz an-
zutreffen, z.B.: Säuberung von Bächen, Pflege von Rad- und Fußwegen, Unratbeseitigung, 
Unterstützung bei Vorbereitungsarbeiten für eine Verbesserung von Außenanlagen, Repara-
tur von Sachspenden. 
 
Zu beachten ist darüber hinaus, dass die Tätigkeiten zumutbar sein müssen und stunden-
weise ausgeführt werden können (vgl. § 5 Abs. 3 AsylbLG). Die Bewerberauswahl für die 
Arbeitsgelegenheiten ist zu dokumentieren. Bei der Gruppenbildung ist das jeweilige kulturel-
le Konfliktpotential zu beachten. Die Verwaltung muss für die Durchführung der Arbeitsgele-
genheiten einen gesonderten Ansprechpartner zur Verfügung stellen. 

 
Ausgestaltung des Vertragsverhältnisses: 
 
Gem. § 5 Abs. 2 AsylbLG werden die v.g. Tätigkeiten mit 0,80 € / Stunde vergütet. Die Be-
zahlung erfolgt direkt an den geflüchteten Menschen. Die Wahrnehmung der Arbeitsgele-
genheiten stellt kein Beschäftigungsverhältnis dar. Es bestehen keine Einschränkungen zur 
Aufnahmeerlaubnis. Auch wird hierbei keine lohnsteuer- oder sozialversicherungspflichtige 
Tätigkeit begründet. (§ 5 Abs. 5 AsylbLG). Gem. § 5 Abs. 4 AsylbLG sind Arbeitsfähige (alle 
Personen zwischen 15 und 64, die mindestens 3 Std. täglich arbeiten können und nicht auf 
dem Arbeitsmarkt aktiv sind oder bis zum 27. LJ die Schule besuchen) verpflichtet eine an-
gebotene Arbeitsgelegenheit wahrzunehmen. Bei unbegründeter Weigerung können Leis-
tungen gekürzt werden.  
 
Das Verfahren gestaltet sich wie folgt: 
 
1. Schaffung von Stellen nach § 5 AsylbLG (Bei einer Arbeitsgelegenheit, die nicht zur Auf-
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rechterhaltung und Betreibung der Aufnahmeeinrichtungen dient, ist zwingend das Erfüllen 
des Kriteriums der Zusätzlichkeit zu beachten) durch die Verwaltung 
 
2. Bewerbungsverfahren/ Auswahlverfahren/ Heranziehung von Flüchtlingen inkl. Prüfung 
der persönlichen Voraussetzungen und Beachtung von Konfliktpotential bei der Gruppenbil-
dung 
 
3. Erstellen des Heranziehungsbescheides inklusive Rechtsbehelfsbelehrung 
 
4. Bereitstellen eines Ansprechpartners als „Vorarbeiter/in“ sowie zur Überwachung der Ein-
haltung von Arbeitsschutzregelungen inkl. Arbeitszeitgesetz 
 
5. Nachhalten der geleisteten Stunden 
 
6. Auszahlung der Leistungen (0,80/Std.) inkl. Streichung von Leistungen bei Weigerung 
 
Haftpflichtversicherungsschutz ist über den Vertrag der Verwaltung mit der GVV ohne An-
meldung und zusätzliche Beiträge abgedeckt, da hier im Auftrag, nach Weisung und für 
Rechnung der Verwaltung gehandelt wird. 
 
Der Unfallversicherungsschutz ist ebenfalls (ohne Anmeldung oder zusätzliche Beiträge) 
über die Unfallkasse NRW sichergestellt.  
 
Die Beschäftigung von Flüchtlingen in einer Tätigkeit nach § 5 AsylbLG ist grundsätzlich 
möglich, sofern hierfür entsprechende Tätigkeiten gefunden werden können, die das Merk-
mal der Zusätzlichkeit erfüllen. 
 
D. Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
 
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) sollen durch ein niedrigschwelliges Angebot an 
Arbeitsmaßnahmen dazu beitragen, dass Flüchtlinge die Grundregeln des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens in Deutschland kennenlernen. Ihre dabei gewonnenen Eindrücke können 
sie für ihre Integration in die Gesellschaft und das Arbeitsleben nutzen. Gleichzeitig leisten 
sie dabei einen Beitrag zum Gemeinwohl. 
 
Durch das Konzept der FIM strebt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Schaf-
fung von 100.000 neuen Jobs jährlich an. FIM bauen dabei auf Arbeitsgelegenheiten nach § 
5 AsylbLG auf. Zusätzliche Merkmale sind zum einen, dass ein Erkennen und Dokumentie-
ren von Potenzialen im Vordergrund steht. Zum anderen sind die Maßnahmen vom Bund 
gefördert. Der Bund stellt jährlich 300 Mio. Euro zur Verfügung. Die Verteilung der Mittel auf 
Länderebene orientiert sich am so genannten "Königsteiner Schlüssel". Für die regionale 
Verteilung innerhalb der Länder sollen die Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit 
einen Verteilungsschlüssel mit dem jeweiligen Land abstimmen, der die länderspezifischen 
Besonderheiten und die Verteilung der potenziell Teilnehmenden berücksichtigt. 
 
Die Agentur für Arbeit zahlt der Verwaltung für die Durchführung einer FIM einen Pauschal-
betrag für jeden besetzten Platz 250,- Euro plus die zu zahlende Mehraufwandsentschädi-
gung i.H.v. 0,80 €/Stunde. 
 
Das Verfahren gestaltet sich wie folgt: 
 
1. Schaffung von geeigneten Arbeitsgelegenheiten (bei einer Arbeitsgelegenheit, die nicht 
zur Aufrechterhaltung und Betreibung der Aufnahmeeinrichtungen dient, ist zwingend das 
Erfüllen des Kriteriums der Zusätzlichkeit zu beachten) durch die Verwaltung 
 
2. Antragstellung bei der Agentur für Arbeit. Die Agentur für Arbeit prüft den Antrag auf das 

103/129



965/2016-11  Seite 5 von 6 
 

Vorliegen der Antragsvoraussetzungen und die zur Verfügung stehenden Mittel und schließt 
einen Vertrag mit der Verwaltung. 
 
3. Bewerbungsverfahren/ Auswahlverfahren/ Heranziehung von Flüchtlingen inkl. Prüfung 
der persönlichen Voraussetzungen und Beachtung von Konfliktpotential bei der Gruppenbil-
dung 
 
4. Erstellen des Heranziehungsbescheides inklusive Rechtsbehelfsbelehrung 
 
5. Bereitstellen eines Ansprechpartners als „Vorarbeiter/in“ sowie zur Überwachung der Ein-
haltung von Arbeitsschutzregelungen inkl. Arbeitszeitgesetz 
 
6. Nachhalten der geleisteten Stunden 
 
7. Auszahlung der Leistungen (0,80/Std.) inkl. Streichung von Leistungen bei Weigerung 
 
8.a Abrechnung der Maßnahme mit der Agentur für Arbeit 
 
8.b Dokumentation und Weiterleitung an die Agentur für Arbeit von erkannten ausbildungs- 
und arbeitsmarktrelevanten Fähigkeiten und Kenntnissen der Teilnehmenden durch die Ver-
waltung. 
 
E. Aktuelle Situation und Ausblick: 
 
Derzeit absolviert ein Flüchtling ein Jahrespraktikum im Rahmen seiner schulischen Ausbil-
dung innerhalb der Verwaltung. 
 
Ebenfalls wird derzeit durch die Ausländerbehörde des Rhein-Sieg-Kreises der Antrag der 
Verwaltung auf das Absolvieren eines vierwöchigen Ausbildungsorientierungs-Praktikums in 
der städtischen Kindertagesstätte in Dersdorf durch einen weiteren Flüchtling geprüft. 
 
Darüber hinaus läuft aktuell auch ein Besetzungsverfahren für eine der beiden anerkannten 
BUFDI-Stellen. Die zweite Stelle ist nach wie vor unbesetzt, da bislang trotz intensiver akti-
ver Bemühungen seitens der Verwaltung keine weitere Bewerbung eingegangen ist.  
 
In Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG befinden sich derzeit beim StadtBetrieb Bornheim 
bis zu 10 Flüchtlinge im Bereich der Wegepflege auf den Friedhöfen sowie beim Laubsam-
meln. 
 
Die Verwaltung prüft, inwieweit die bestehenden Arbeitsgelegenheiten in das Konzept der 
FIM übertragen werden können. In diesem Zusammenhang prüft die Verwaltung, inwieweit 
die beim StadtBetrieb Bornheim angesiedelten Arbeitsgelegenheiten um die folgenden Tä-
tigkeiten erweitert und somit anzahlmäßig erhöht werden können: 
 
- Säuberung der Außenanlagen der städtischen Kitas, 
 
- Abholfertige Vorbereitung der Mülltonnen in den städtischen KiTas, 
 
- Abholfertige Vorbereitung der Mülltonnen in den städtischen Liegenschaften, die nicht über  
  eine zuständige Hausverwaltung verfügen, 
 
- Überprüfung und Säuberung der Beschilderung der städtischen Straßen und Wege, 
 
- Sauberhaltung der Uferbereiche Mühlenbach, Breitbach, Siebenbach, 
 
- Reinigung an Bushaltestellen 
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- Säuberung und sonstige Pflegemaßnahmen auf den Einzeltouren des Natur-Kultur-Pfades  
  Bornheim-Brenig-Roisdorf. 
 
Prüfauftrag zu 2: 
 
Die Zugangsmöglichkeiten und -bedingungen für geflüchtete Menschen zum Arbeitsmarkt 
hängen maßgeblich von ihrem aktuellen Aufenthaltsstatus ab.  
 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entscheidet im Asylverfahren über vier 
Schutzarten: Asylberechtigung, Flüchtlingsschutz, subsidiärer Schutz und Abschiebungsver-
bot. Je nach Schutzart erhalten diese Personen eine Aufenthaltserlaubnis mit einer Dauer 
von einem bis drei Jahren mit der Möglichkeit der Verlängerung bzw. dem Übergang in einen 
Daueraufenthalt.  Anerkannte Asylbewerberinnen und -bewerber, die vom Bundesamt einen 
positiven Bescheid erhalten haben, dürfen grundsätzlich uneingeschränkt als Beschäftigte 
arbeiten und auch einer selbstständigen Tätigkeit nachgehen. Ist nur ein Abschiebungsver-
bot festgestellt worden, entscheidet die Ausländerbehörde im jeweiligen Einzelfall, ob eine 
Genehmigung zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt wird. Das Bundesamt erteilt Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern, die sich noch im Asylverfahren befinden, eine Aufenthalts-
gestattung. Diese berechtigt sie bis zum Abschluss des Asylverfahrens, das heißt bis zur 
Entscheidung über den Asylantrag, in Deutschland zu leben und unter bestimmten Bedin-
gungen zu arbeiten. 
 
Im Stadtgebiet Bornheim leben aktuell 791 Flüchtlinge. Davon sind 181 Kinder.  
 
Aufenthaltsgestattungen besitzen 198 Personen, 68 verfügen über eine Duldung. 369 Per-
sonen sind registriert. Bei 22 Personen wurde Subsidiärer Schutz festgestellt. 
 
Von den grundsätzlich arbeitsfähigen Personen besitzen 19 eine uneingeschränkte Arbeits-
erlaubnis. 392 Personen verfügen bisher über eingeschränkte Arbeitserlaubnisse einschl. 
der Erlaubnis zur gemeinnützigen Arbeit für Kommunen. Die Anzahl der Arbeitsverbote be-
trägt 13. 
 
Aufgrund der organisierten Asylantragstellungen im September d.J., wobei mehr als 450 
Flüchtlinge Ihren Asylantrag beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) stellen 
konnten, wird weiterhin mit einem Anstieg der Anerkennungsquote und somit Zugang zum 
Arbeitsmarkt ausgegangen. Seit Oktober wurden insgesamt 43 Zuständigkeitswechsel ver-
zeichnet; d.h. Aufenthaltserlaubnisse erteilt. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 10.01.2017 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 030/2017-5 

    Stand 08.12.2016 
 
Betreff 
 

Antrag der FDP-Fraktion vom 07.12.2016 betr. Spielgeräte auf den Schulhöfen 
der Grundschulen 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schulen, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführun-
gen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die Spielgeräte an der Grundschule Roisdorf entsprechen in großen Teilen nicht mehr den 
Vorschriften im Rahmen der Verkehrssicherheit und sind für die Nutzung gesperrt worden. 
Eine Reparatur ist aufgrund des Alters der Spielgeräte nicht möglich bzw. unwirtschaftlich. In 
diesem Zusammenhang beantragt die FDP Fraktion eine Darstellung der bisherigen Praxis, 
der aktuellen Spielgeräteausstattung auf den Schulhöfen der Bornheimer Grundschulen ins-
gesamt und der Kosten für den Ersatz von Spielgeräten. 
 
Die  Beschaffung von Spielgeräten auf Schulhöfen gehört nicht zu den gesetzlich vorgege-
benen Aufgaben des Schulträgers und stellt somit eine freiwillige Leistung dar. Die Schulen 
haben in der Vergangenheit in Absprache mit dem Schulträger Spielgeräte mit Mitteln der 
Fördervereine angeschafft und auch unterhalten. Da sich die Spielgeräte auf städtischem 
Grund  und Boden befinden, ist die Stadt Bornheim für die Sicherheit der Spielgeräte  ver-
antwortlich. In diesem Zusammenhang besteht die gesetzliche Verpflichtung, die Spielein-
richtungen in regelmäßigen Abständen zu kontrollieren und zu warten, damit die Verkehrssi-
cherheit gewährleistet ist. Diese Kontrollen wurden bis zum 30.04.2016 von geschulten 
Hausmeistern durchgeführt. Da die Anforderungen an die sachkundigen Personen durch 
eine neue DIN-Norm (DIN SPEC 79161) präzisiert bzw. vereinheitlicht worden sind, verfüg-
ten die Hausmeister nicht mehr über die aktuell gültige Qualitätsnorm, um die Prüfungen der 
Geräte durchführen zu können. Um ein für die Stadt Bornheim einheitliches und gerichtsrele-
vantes Verfahren zu gewährleisten, wurde ab dem 01.05.2016 ein externes Unternehmen 
mit der Prüfung der Spielgeräte sowie der Beseitigung kleinerer Mängel beauftragt. Größere 
Reparaturarbeiten werden ebenfalls von externen Firmen durchgeführt. Diese Regelung wird 
auch für die Prüfung der Spielgeräte auf den städtischen Spielplätzen und Kindertagesein-
richtungen umgesetzt. In diesem Zusammenhang wird auch auf die Vorlage Nr. 190/2016-4 
des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wandel vom 12.04.2016 ver-
wiesen. 
 
Die Ausstattung der Schulhöfe mit Spielgeräten erfolgte durch die Schulen anhand eines 
pädagogischen Konzeptes in Zusammenarbeit mit Kindern, Elternvertretern und Förderver-
einen. Eine Reduzierung der Spielgeräte ist folglich nicht vorgesehen. Eine Ersatzbeschaf-
fung von Spielgeräten ist mit Ausnahme der Spielgeräte an der Sebastian Grundschule 
Roisdorf, nach derzeitiger Einschätzung des mit der Prüfung der Geräte beauftragen Unter-
nehmens, in den kommenden Jahren nicht erforderlich.    
 

Ö  9
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Die Kosten für Ersatzbeschaffungen von Spielgräten setzen sich aus verschiedenen Fakto-
ren zusammen. Neben den Kosten der Demontage der alten Geräte sowie der Ersatzbe-
schaffung und Montage neuer Spielgräte, sind im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben Fall-
schutzmaßnahmen durchzuführen. Die Kosten für die Beschaffung von kleineren Spielgerä-
ten, z.B. Kletterturm mit Rutsche und Kletterwand bis zu einer Fallhöhe von 150 cm, betra-
gen incl. Montagekosten und Fallschutzmaßnahmen rund 14.000 € je Spielgerät. Für die 
Beschaffung größerer Spielgeräte bis zu einer Fallhöhe von 250 cm sind incl. der bereits 
genannten Nebenkosten 28.000 € je Gerät zu kalkulieren. Die Beschaffungskosten für große 
Spielgeräte, wie z.B. Seilkletterpyramiden mit einer Fallhöhe von 300 cm, betragen incl. aller 
Nebenkosten rund 35.000 €. 
 
An der Sebastian - Grundschule Roisdorf sind Mittel für Unterhaltungsarbeiten des Schulhof-
geländes in den Haushalt eingestellt. In diesem Zusammenhang wird die Verwaltung nach 
Möglichkeiten suchen, die Sebastian Schule bei der Neubeschaffung eines Spielgerätes zu 
unterstützen. 
 
Eine Aufstellung der Spielgeräte auf den Schulhöfen enthält die beigefügte Anlage. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
Aufstellung Spielgeräte 
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FDP Fraktion Bornheim Servatiusweg 19-23 53332 Bornheim 

Herrn  
Wilfried Hanft 
Vorsitzender des Ausschusses für Schule, Soziales und 

demographischen Wandel 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 

 
 
Sehr geehrter Herr Hanft, 
 
hiermit stellen wir gemäß § 3 (1) GeschO den folgenden Antrag für 
die kommende Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und 
demographischen Wandel  
 

Spielgeräte auf den Schulhöfen der Grundschulen 
 
Beschlussentwurf:  
 
Der ASS beauftragt den Bürgermeister, 
 
1.) darzustellen, in wessen Zuständigkeit die Ausstattung von 
Schulhöfen der Grundschulen mit altersgerechten Spielgeräten liegt. 
 
2.) darzustellen, wer an den verschiedenen Grundschulen im 
Stadtgebiet welche Spielgeräte beschafft hat und wer für deren 
Unterhalt und Verkehrssicherheit sowie mögliche 
Ersatzbeschaffungen zuständig ist. 
 
3.) darzustellen, welche Spielgeräte auf Schulhöfen künftig wegfallen 
könnten und für welche Geräte durch wen eine Ersatzbeschaffung 
geplant ist 
 
4,) darzustellen, welche Aufwendungen im Haushalt eingeplant 
werden müssten, um in den Jahren 2017 und 2018 
Ersatzbeschaffungen für Spielgeräte vorzunehmen, die von Dritten 
nicht geleistet werden können. 
 
Begründung:  
 
Laut Medienberichten sollen Spielgeräte an der Grundschule Roisdorf 
aus Altersgründen abgebaut werden. Dem Förderverein der Schule 

Bornheim, 7. Dezember 2016 
 
 
Alexander Schüller 
Fraktionsgeschäftsführer 
 
FDP Fraktion Bornheim 
Servatiusweg 19-23 
Haus B 3. OG 
53332 Bornheim 
 
faktion@fdp-bornheim.de  
www.fdp-bornheim.de  
 
T: 0 22 22 99 56 355  
F: 0 22 22 99 56 400 
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fehlen offenbar die Mittel, um einen Ersatz für die Geräte zu 
beschaffen. 
 
Unabhängig davon, dass das Engagement der Eltern zu begrüßen ist, 
sieht die FDP-Fraktion es als eine Pflichtaufgabe der Stadt Bornheim 
an, die Schulhöfe der Grundschulen kindgerecht zu gestalten. Wir 
beantragen daher eine Darstellung der bisherigen Praxis, der 
aktuellen Spielgeräte-Ausstattung auf Schulhöfen und der 
möglicherweise notwendigen Kosten für den Ersatz von Spielgeräten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Matthias Kabon, Christian Koch und Fraktion 
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Aufstellung Spielgeräte

Schule Bezeichnung

Johann-Wallraf-Schule Bornheim Kletterkubus
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Balancierbalken
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Kletterfelsen
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Tischtennisplatte I
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Tischtennisplatte II
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Tischtennisplatte III
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Reckanlage
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Seilklettergerät
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Balancierteller
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Hangelbalken
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Balancierbalken
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Sitzbänke 4 Stück
Johann-Wallraf-Schule Bornheim Sitzgruppe

Markus-Schule Rösberg Kletterturm
Markus-Schule Rösberg Balancierbalken
Markus-Schule Rösberg Sitzgruppe
Markus-Schule Rösberg Sitzbank I
Markus-Schule Rösberg Sitzbank II
Markus-Schule Rösberg Sitzbank III
Markus-Schule Rösberg Sitzbankpaar Holz
Markus-Schule Rösberg Tischtennisplatte I
Markus-Schule Rösberg Tischtennisplatte II
Markus-Schule Rösberg Hüpfplatte
Markus-Schule Rösberg Sitzgruppe mit Mülleimer
Markus-Schule Rösberg Weiden Tipi I
Markus-Schule Rösberg Weiden Tipi II

Martinus-Schule Merten Klettergerät
Martinus-Schule Merten Sitzbankgruppe
Martinus-Schule Merten Tischtennisplatte
Martinus-Schule Merten Tischtennisplatte II
Martinus-Schule Merten Sitzbank 
Martinus-Schule Merten Reckanlage
Martinus-Schule Merten Kletterwand
Martinus-Schule Merten Balancier- und Kletteranlage
Martinus-Schule Merten Basketballkorb
Martinus-Schule Merten Treppenanlage
Martinus-Schule Merten Sitzbank I
Martinus-Schule Merten Sitzbank II
Martinus-Schule Merten Tischtennisplatte III

Nikolaus-Schule Waldorf Klettergerüst
Nikolaus-Schule Waldorf Kletterwand
Nikolaus-Schule Waldorf Sitzbank
Nikolaus-Schule Waldorf Sitzbank II
Nikolaus-Schule Waldorf Sitzgruppe mit Spielfeld
Nikolaus-Schule Waldorf Sitzgruppe Holz
Nikolaus-Schule Waldorf Kletterturm
Nikolaus-Schule Waldorf Tischtennisplatte
Nikolaus-Schule Waldorf Holzsitzbänke 4 Stück

OGS-Sechtem Kletterseilgarten
OGS-Sechtem Treppe "Schlanke"
OGS-Sechtem Nestschaukel

Ö  9
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OGS-Sechtem Balancierbalken
OGS-Sechtem Klettergerüst
OGS-Sechtem Kletterbogen
OGS-Sechtem Torwand

Sebastian-Schule Roisdorf Tischtennisplatte
Sebastian-Schule Roisdorf Balancierbalken
Sebastian-Schule Roisdorf Balkenaufstieg
Sebastian-Schule Roisdorf Rutsche
Sebastian-Schule Roisdorf Federwippbalken
Sebastian-Schule Roisdorf Reckanlage
Sebastian-Schule Roisdorf Tischtennisplatte Innenhof I
Sebastian-Schule Roisdorf Tischtennisplatte Innenhof II
Sebastian-Schule Roisdorf Seilklettergerät
Sebastian-Schule Roisdorf Kletteranlage
Sebastian-Schule Roisdorf Kletternetz
Sebastian-Schule Roisdorf Tor 1
Sebastian-Schule Roisdorf Tor 2
Sebastian-Schule Roisdorf Sitz-/Balancierklotz
Sebastian-Schule Roisdorf Sitz-/Balancierklotz
Sebastian-Schule Roisdorf Sitz-/Balancierklotz

Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Sitzbänke Metall
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Kletteranlage
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Sitzpfähle 6 Stück
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Sitzbank
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Tischtennisplatze
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Steingarten
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Sitzgruppe mit Schachbrett
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Sitzbänke 2 Stück aus Stein
Thomas-von-Quentel Schule Walberberg Balancierbalken

Herseler-Werth Schule Hersel Tischtennisplatte I
Herseler-Werth Schule Hersel Tischtennisplatte II
Herseler-Werth Schule Hersel Holzbänke 3 Stück
Herseler-Werth Schule Hersel Wackelbrücke
Herseler-Werth Schule Hersel Rutschbahn u. Kletterrampe
Herseler-Werth Schule Hersel Kletteranlage
Herseler-Werth Schule Hersel Reckanlage
Herseler-Werth Schule Hersel Kletterwand
Herseler-Werth Schule Hersel Holzbank IV
Herseler-Werth Schule Hersel Hüpftelleranlage
Herseler-Werth Schule Hersel Balancierbalken I
Herseler-Werth Schule Hersel Balancierbalken II
Herseler-Werth Schule Hersel Balancierbalken III
Herseler-Werth Schule Hersel Reckanlage II

Verbundschule Uedorf Kletterturm
Verbundschule Uedorf Nestschaukel
Verbundschule Uedorf Sitzgrzppen
Verbundschule Uedorf Balancierbalken
Verbundschule Uedorf Tischtennisplatte
Verbundschule Uedorf Holzbank II
Verbundschule Uedorf Kletterwand

Wendelinusschule Sechtem Kletterwand (Eigenbau)
Wendelinusschule Sechtem Grundfläche
Wendelinusschule Sechtem Basketballkorb
Wendelinusschule Sechtem FHS Kletteranlage
Wendelinusschule Sechtem Kletternetz Hally Gally
Wendelinusschule Sechtem Tischtennisplatte
Wendelinusschule Sechtem Sitzbank I
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Wendelinusschule Sechtem Sitzbank II
Wendelinusschule Sechtem Sitzbrett/ Mauer
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 10.01.2017 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 043/2017-5 

    Stand 09.01.2017 
 
Betreff 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke 
vom 12.12.2016 betr. Nachhaltige Maßnahme zur Steigerung der Biodiversität 
beim Straßenbegleitgrün mit zusätzlicher Begleitbeschriftung als Lernoption 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen  
der Verwaltung zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung die Elterninitiative „Vielfalt für 
Bornheim“ zu einem Runden Tisch einzuladen, um Möglichkeiten zur Durchführung eines 
Pilotprojektes abzustimmen. Im Übrigen wird die Angelegenheit in den Umweltausschuss 
verwiesen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Fraktionen Bündnis 90 / Die Grünen und Die Linke wünschen, dass die Verwaltung bei 
der Anlage und Unterhaltung des Straßenbegleitgrüns auf eine größere Biodiversität achtet, 
um einen bestmöglichen Artenschutz und eine möglichst große Vielfalt zu gewährleisten.  
 
In diesem Zusammenhang hat die Elterninitiative „Vielfalt für Bornheim“ mit ihren Kooperati-
onspartnern, der Flüchtlingshilfe Bornheim und Studierenden der Alanushochschule, ver-
schiedene Ideen entwickelt die diese im Ausschuss für Schule, Soziales und demographi-
schen Wandel vorstellen möchten. Grundsätzlich fällt die Angelegenheit in die Zuständigkeit 
des Umweltausschusses. 
 
Aufgrund bestehender Grundsatzbeschlüsse des Rates (Pflanzlisten für Bebauungspläne, 
Liste der Gartenamtsleiterkonferenz für zukunftsfähige Straßenraumbepflanzung) ist festzu-
stellen, dass zunächst eine ausreichende Auswahl an geeigneter Bepflanzung gewährleistet 
ist. Darüber hinaus ist es selbstverständlich möglich bei konkreten Projekten Anregungen 
von Rat und Ausschüssen sowie ggf. von Anliegern soweit möglich, zu berücksichtigen. 
Gleiches gilt natürlich auch für Vorschläge zur stärkeren Diversifizierung der Bepflanzung. 
Daher wird die Verwaltung zunächst die Elterninitiative „Vielfalt für Bornheim“ zu einem Ge-
spräch einladen, um hier Möglichkeiten zur Durchführung eines Pilotprojektes mit allen Betei-
ligen abzustimmen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
 

Ö  10
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An Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wandels 

Herrn Wilfried Hanft 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 

 

Bornheim, 12. Dezember 2016 

Betreff: Nachhaltige Maßnahme zur Steigerung der Biodiversität 

beim Straßenbegleitgrün mit zusätzlicher Begleitbeschriftung als 

Lernoption 
 
Sehr geehrter Herr Hanft, 
  
wir bitten den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales 
und demographischen Wandel am 10.01.2017. Gleichzeitig bitten wir Sie die Elterninitiative für die Ausschusssitzung 
am 10.01. einzuladen, damit dort die Pläne vorgestellt werden können. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt 

1. die Ausführungen der Elterninitiative „Vielfalt für Bornheim“ zur Kenntnis und  
2. beauftragt den Bürgermeister, die vorgestellten Pläne in einem Pilotprojekt in einem Ortsteil von 

Bornheim umzusetzen.  
 

Begründung: 
Die Idee einer umfassenden Maßnahme zur Verbesserung der Biodiversität in Bornheim ist angesichts der sehr 
eindimensionalen Bepflanzungen entlang mancher Straße entstanden. Hier sollte die Stadt verstärkt darauf achten 
eine größere Biodiversität sicherzustellen. Ziel muss auch beim Begleitgrün bestmöglicher Artenschutz sein, um eine 
möglichst große Vielfalt zu gewährleisten. 
 
Gleichzeitig bietet eine solche Maßnahme vielfältige Chancen andere Ziele wirksam zu verfolgen. Die Elterninitiative 
„Vielfalt für Bornheim“ hat dazu mit ihren Kooperationspartnern, der Flüchtlingshilfe und Studierenden der 
Alanushochschule, Ideen entwickelt. Diese reichen von themenbezogenen Straßenzügen (z.B. Kornarten, 
Permakultur) als beschilderte Lernpfade der biologischen Vielfalt unserer Heimat bis hin zu einem Bekenntnis zur 
Vielfalt in unserer Stadt durch verschiedene Sprachen auf den Schildern.  
 
Die Finanzierung der Maßnahme der Beschilderung in verschiedenen Sprachen soll über die Beantragung von 
Fördergeldern zur Integration geschehen.  
 
Eine Einladung der Elterninitiative, die Ihre Pläne vorstellen möchte, und ein Beschluss im Januar wären für einen 
Start der Maßnahme noch in 2017 wichtig.                 
     
 
                   Manfred Quadt-Herte und Fraktion                           Michael Lehmann und Fraktion 

Ö  10
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  Seite 1 von 1 

Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 10.01.2017 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 023/2017-5 

    Stand 06.12.2016 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Schulstatistik 2016/2017 

 
Sachverhalt 
 
Die Zahlen der Schulstatistik (Stand: Nov. 2016) 
 
 Schülerzahlen, Klassen 
 Religionszugehörigkeit 
 Geschlechter 
 Ausländer 
 Übergänge/Weiterführende Schulen 
 Betreuungsangebote 
 Auspendler aus der Stadt Bornheim 
 Auspendler aus der Stadt Bornheim 

(Vergleich zwischen den Städten Bonn und Brühl) 
 Gesamtübersicht Einpendler nach Schulen 
 Gesamtübersicht Einpendler nach Kommunen 
 Schülerzahlen nach Förderschwerpunkten 

 
sind zur Information beigefügt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Schulstatistik 2016/2017 
 

Ö  11

115/129



Ö  11

116/129



117/129



118/129



119/129



120/129



121/129



122/129



123/129



124/129



125/129



126/129



127/129



128/129



129/129



Inhaltsverzeichnis
1/2017, 10.01.2017, Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wande1
Sitzungsdokumente

Einladung Ausschüsse 4
Niederschrift ö. ASS 06.10.2016 6
Niederschrift ö. ASS 22.11.2016 12

Vorlagendokumente
TOP Ö  5 Erstellung eines Schulentwicklungsplanes für die städtischen Schulen im

Vorlage  055/2017-5 22
TOP Ö  6 Mittelverwendung "Gute Schule 2020"

Vorlage  060/2017-5 23
TOP Ö  7 Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen

Vorlage  904/2016-2 25
Produktgruppe 1.03.01 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 27
Produktgruppe 1.03.02 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 33
Produktgruppe 1.03.03 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 37
Produktgruppe 1.03.04 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 41
Produktgruppe 1.03.05 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 45
Produktgruppe 1.03.07 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 49
Produktgruppe 1.05.01 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 53
Produktgruppe 1.05.02 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 57
Produktgruppe 1.05.04 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 63
Produktgruppe 1.10.03 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2 67
1. Ergänzungsvorlage  904/2016-2 71
2. Ergänzungsvorlage  904/2016-2 80
3. Ergänzungsvorlage  904/2016-2 83

TOP Ö  8 Arbeitsplätze für Flüchtlinge
Vorlage  965/2016-11 100

TOP Ö  9 Antrag der FDP-Fraktion vom 07.12.2016 betr. Spielgeräte auf den Schulh
Vorlage  030/2017-5 106
Antrag  030/2017-5 108
Aufstellung Spielgeräte (PDF)  030/2017-5 110

TOP Ö  10 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke
Vorlage  043/2017-5 113
Antrag  043/2017-5 114

TOP Ö  11 Mitteilung betr. Schulstatistik 2016/2017
Vorlage ohne Beschluss  023/2017-5 115
Schulstatistik 2016 (PDF)  023/2017-5 116

Inhaltsverzeichnis 130


	1/2017, 10.01.2017, Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen Wandel
	Sitzungsdokumente
	Einladung Ausschüsse
	Niederschrift ö. ASS 06.10.2016
	Niederschrift ö. ASS 22.11.2016

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  5 Erstellung eines Schulentwicklungsplanes für die städtischen Schulen im Stadtgebiet Bornheim
	Vorlage  055/2017-5

	TOP Ö  6 Mittelverwendung "Gute Schule 2020"
	Vorlage  060/2017-5

	TOP Ö  7 Beratung des Haushaltes 2017/2018 in den Fachausschüssen
	Vorlage  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.01 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.02 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.03 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.04 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.05 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.03.07 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.05.01 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.05.02 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.05.04 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	Produktgruppe 1.10.03 Haushaltsplanentwurf 2017 2018  904/2016-2
	1. Ergänzungsvorlage  904/2016-2
	2. Ergänzungsvorlage  904/2016-2
	3. Ergänzungsvorlage  904/2016-2

	TOP Ö  8 Arbeitsplätze für Flüchtlinge
	Vorlage  965/2016-11

	TOP Ö  9 Antrag der FDP-Fraktion vom 07.12.2016 betr. Spielgeräte auf den Schulhöfen der Grundschulen
	Vorlage  030/2017-5
	Antrag  030/2017-5
	Aufstellung Spielgeräte (PDF)  030/2017-5

	TOP Ö  10 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke vom 12.12.2016 betr. Nachhaltige Maßnahme zur Steigerung der Biodiversität beim Straßenbegleitgrün mit zusätzlicher Begleitbeschriftung als Lernoption
	Vorlage  043/2017-5
	Antrag  043/2017-5

	TOP Ö  11 Mitteilung betr. Schulstatistik 2016/2017
	Vorlage ohne Beschluss  023/2017-5
	Schulstatistik 2016 (PDF)  023/2017-5


	Inhaltsverzeichnis

